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Weiter Streit um Post-Mindestlohn
Handelsblatt, 11.10., Berliner Zeitung,
13./14.10. rül. Der Bundesrat hat auf
seiner Sitzung am 12. Oktober keine
Einwände gegen den Gesetzentwurf der
Bundesregierung vorgebracht, nach-
dem Tarifverträge für Briefdienstleis-
tungen in das Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz aufgenommen werden sollen.
Damit rückt die Ausweitung des Ent-
sendegesetzes auf Briefdienstleistun-
gen zum 1.1.2008 näher. Umso heftiger
wird der Streit, welche Mindestlöhne
für Briefdienstleistungen gelten sollen.
So bereitet das Wirtschaftsministerium
von Glos eilig eine Gesetzesnovelle vor,
die zum 1.1.08 eine steuerliche Gleich-
behandlung der Post AG und der priva-
ten Zustelldienste bei der Mehrwert-
steuer erreichen soll – wobei offen ist,
was dabei aus dem Auftrag der Flä-
chenversorgung wird,den bisher nur die
Post AG erfüllt. Die Gewerkschaft Ver-
di und der Verband der Postunterneh-
men, angeführt von der Post AG, wollen
einen Mindestlohn für Briefzusteller
zwischen 8 Euro in Ostdeutschland und
9,80 Euro in Westdeutschland und ver-
langen, Bundesarbeitsminister Münte-
fering solle ihren Tarifvertrag per Ent-
sendegesetz zum 1.1.08 allgemeingültig
erklären. Ein neugegründeter Verband
der privaten Brief- und Zustelldienste,
angeführt von Unternehmen wie der
PIN AG und der holländischen TNT,
faktisch gesteuert von großen Zeitungs-
verlagen wie dem Springer-Konzern,
der Holtzbrinck-Gruppe und anderen,
denen diese Unternehmen gehören,wol-
len wie bisher nur Mindestlöhne von 5
bis 6 Euro zahlen, was für die Beschäf-
tigten bedeutet, dass sie mit ihren Nie-
drigeinkommen Anspruch auf Aufsto-
ckung durch ALG-II haben. Faktisch
würden die Zeitungskonzerne so für
ihre Beschäftigten Löhne zahlen, die
durch steuerlich finanzierte Leistungen
subventioniert sind. Der Verband dieser
Unternehmen wird pikanterweise an-
geführt vom früheren Chef der Agentur
für Arbeit, Florian Gerster. Am 11.10.
berichtete das „Handelsblatt“, überra-
schend habe sich eine „Gewerkschaft
der Neuen Brief- und Zustelldienste
e.V.“ gegründet. Bisher sei von der neu-
en Gewerkschaft nur eine Homepage
bekannt, sie strebe aber an, einen eige-
nen Tarifvertrag mit dem Verband von
PIN AG u.a. abzuschließen. Kommentar
des Blatts: „Würde es den Wettbewer-
bern gelingen, einen eigenen Tarifver-
trag mit einer weiteren Gewerkschaft
abzuschließen, gäbe es massive verfas-
sungsrechtliche Hindernisse, den vor-
liegenden, höheren Tarifvertrag für all-
gemeinverbindlich zu erklären“. Die
Absicht ist durchsichtig: Eine gelbe,von
den Konzernen gesteuerte Scheinge-
werkschaft soll einen Pseudotarifver-

trag abschließen, um Elendslöhne im
Zustelldienst zu sichern. Es wird span-
nend, wie sich Angela Merkel zu dieser
Billiglohnkampagne ihrer Freundin
Friedel Springer & Co. verhält.

IG Metall klagt vor dem Verfass-
sungsrericht gegen Höhe von ALG II
www.dgb.de, 8.10. alk. Die IG Metall
unterstützt eine Klage beim Bundes-
verfassungsgericht, mit deren Hilfe die
Höhe des Regelsatzes für Alg II-Bezie-
her von 345 Euro überprüft werden soll
(Aktenzeichen 1 BvR 1840/07). Nach
Meinung der Gewerkschaften ist der
Alg II-Satz zu niedrig bemessen, um
Langzeitarbeitslosen ein Leben in Wür-
de zu ermöglichen. Mit der Verfassungs-
klage soll zudem überprüft werden, ob
die pauschale Berücksichtigung einzel-
ner Leistungen im Alg II-Satz mit dem
individuellen Rechtsanspruch auf Si-
cherung des Existenzminimums verein-
bar ist. Die IG Metall und der DGB er-
warten, dass das Verfassungsgericht
Vorschriften für eine geänderte gesetz-
liche Regelung trifft und erhofft, dass es
dann auch Nachzahlungen für ALG II-
Bezieher gibt. Daher fordern die Ge-
werkschaften Betroffene auf, rechtzei-
tig Widerspruch gegen ihren Alg II-Be-
scheid einzulegen.

Kinderzuschlag für Arme?
Handelsblatt, 11.10.rül.Die Debatte um
die wachsende Kinderarmut hatte vor
einiger Zeit in der Bundesregierung zu
der Idee geführt,den sogenannten „Kin-
derzuschlag für Arme“ innerhalb von
Hartz IV neu zu gestalten, damit der
Kreis der Bezieher/innen größer wird.
Familienministerin von der Leyen hat-
te im Sommer medienwirksam verkün-
det, sie wolle die Zahl der Kinder bzw.
der Familien, die diese Leistung erhal-
ten, „verdreifachen“. Die seit 1.1.2005
geltende Regelung, nach der Familien,
deren Einkommen knapp oberhalb von
Hartz IV-Ansprüchen liegt, unter be-
stimmten Umständen einen „Kinderzu-
schlag“ von maximal 140 Euro im Mo-
nat erhalten dürfen, ist so restriktiv,
dass die Agentur für Arbeit 80 Prozent
aller Anträge abweist.Nur etwa 120.000
Kinder beziehen derzeit einen solchen
Zuschlag, ausgezahlt wurden 2006
138,6 Mio. Euro, d.h. pro Kind und Mo-
nat ca. 97 Euro. Da sich die Regie-
rungsfraktionen nicht einigen können,
wie der Kreis der Berechtigten ausge-
weitet werden soll, hat das Bundeska-
binett nun am 10. Oktober beschlossen,
die bisherige Regelung zu entfristen.
Ohne diese Änderung würden ca.40.000
Kinder zum 1.1.08 aus dem Bezug her-
ausfallen, weil der „Kinderzuschlag“
bisher auf maximal 36 Monate befristet
war. Bis November sollen die Minister
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Müntefering, von der Leyen und Tiefen-
see nun versuchen, eine Neuordnung zu
vereinbaren, um die angekündigte Ver-
dreifachung des Berechtigtenkreises zu
erreichen.

Italien: EU verlangt Kürzung der
Sozialausgaben
FTD.11.10.hav.„Ich werde Italien nicht
in den Abgrund schicken“, mit solch
drastischen Worten wies der italienische
Premierminister Romano Prodi die Kri-
tik des EU-Währungskommissars Joa-
quin Almunia an dem neuen Haus-
haltsentwurf zurück.Alminua hatte die
Pläne, Staatsausgaben abzubauen und
das Haushaltsdefizit zu reduzieren, als
nicht ausreichend genug bezeichnet.
Die Pläne der Mitte-links-Regierung
sehen für 2008 ein höheres Budget von
11 Mrd.Euro vor.Davon entfallen 8 Mrd.
Euro auf Mehrausgaben, der Rest soll
der Entlastung einkommensschwacher
Schichten dienen. Neben der Kürzung
des Verteidigungshaushalts um 25 Pro-
zent will Prodi die Mehrausgaben mit
Steuermehreinnahmen finanzieren. Al-
munia forderte, die zusätzlichen Ein-
nahmen statt für Sozialausgaben zur
Reduzierung der Neuverschuldung zu
verwenden. Auch die Gesamtschulden
müssten unter Kontrolle gebracht wer-
den. „Das sind Regeln, die für alle Mit-
gliedsstaaten gelten“, sagte Almunia.
Italien liegt nach Angaben des Finanz-
ministeriums mit einem Schuldenstand
von 105 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) an der Spitze des Euro-
Raums.

ÖGB gegen Entflechtungspläne 
der EU
Der Standard. 10.10. hav. Der Der ös-
terreichische Gewerkschaftsbund ÖGB
lehnt die Pläne der EU-Kommission zur
Abspaltung der europäischen Stromlei-
tungsnetze von den Energiekonzernen
ab. In einer Erklärung warnt der ÖGB
vor steigenden Preisen, Arbeitsplatz-
verlust und mangelnden Investitionen
in das Leitungsnetz, sollte die Trennung
wie geplant durchgezogen werden. Die
EU-Kommission argumentiert ihre Plä-
ne dagegen mit dem Argument,dass da-
mit die Preise sinken und die Versor-
gungssicherheit steigen würden. Bisher
mussten die Stromkonzerne der EU ihre
überregionalen Leitungsnetze lediglich
in eine eigene Tochterfirma ausgliedern
(„Legal Unbundling“). Künftig sollen
diese Tochterfirmen nach den Plänen
der Kommission entweder verkauft, an
die Börse gebracht oder an eine unab-
hängige Betreiberfirma verpachtet
werden („Ownership Unbundling“).
Der ÖGB kritisiert, dass dieser zweite
Schritt nun durchgezogen wird, noch
bevor das „Legal Unbundling“ in allen
Mitgliedsstaaten „verdaut“ wurde. Die
Kommission sei bisher jeden Beweis

schuldig geblieben, dass die Entflech-
tung tatsächlich zu mehr Versorgungs-
sicherheit führe, kritisierte der ÖGB. Er
befürchtet, dass die Entflechtung von
Netzbetrieb und Stromproduktion in
weiterer Folge zur Privatisierung staat-
licher Konzerne führen könnte.

Kapital fürchtet Verbraucherklagen
FTD. 11.10. hav. Die EU-Kommission
will privatrechtliche Ansprüche gegen
Unternehmen fördern, die die EU-Kar-
tellregeln verletzt haben. Parallel wird
die Einführung von Sammelklagen er-
wogen. Dies soll es Verbrauchern er-
möglichen, gemeinsam etwa gegen An-
bieter mangelhafter Produkte vorzuge-
hen. Ziel ist es unter anderem, Unter-
nehmen vor Rechtsverstößen zurück-
schrecken zu lassen.Konkrete Vorschlä-
ge werden für 2008 erwartet. In einzel-
nen EU-Ländern wie Schweden und
Portugal gibt es bereits erweiterte Kla-
gemöglichkeiten für Konsumenten. In
Deutschland bietet das Gesetz für Ka-
pitalanleger-Musterverfahren (Kap-
MuG) erstmals die Möglichkeit, Klagen
von Aktionären über Musterverfahren
zu bündeln. Verbraucherschützer be-
grüßen die EU-Pläne. Europäische
Unternehmen lehnen sie jedoch ab.
Nach einer Studie die der Bundesver-
band der Industrie BDI zum Thema vor-
gelegt hat, reichen die bestehenden
Möglichkeiten völlig aus, um Geschä-
digte zu ihrem Recht kommen zu lassen.
Eine EU-Initiative würde die unter-
schiedlichen Rechtstraditionen der
Mitgliedsländer ignorieren sowie die
Tür für Missbrauch und wirtschaft-
lichen Schaden öffnen. Die Verfasser
verweisen auf die USA: Die dortige
„Klageindustrie“ kostet Konzerne
schätzungsweise 260 Milliarden Dollar
im Jahr.

Betriebe stellen sich nicht auf
alternde Belegschaften ein
www.iab.de, 11.10. alk. Das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) der Bundesagentur für Arbeit
stellt in seinem jüngsten Kurzbericht
eine Untersuchung vor,wie sich voraus-
sichtlich die Erwerbsbevölkerung ent-
wickeln wird. Die erste Schlussfolge-
rung: „Realistische Szenarien der de-
mographischen Entwicklung und Pro-
gnosen des Erwerbspersonenpotenzials
zeigen, dass der deutsche Arbeitsmarkt
in den nächsten 20 Jahren vor allem die
Alterung und nicht so sehr die
Schrumpfung des Arbeitsangebots be-
wältigen muss. Dabei wird allerdings
eine deutliche Erhöhung der Beschäfti-
gungsquote Älterer unterstellt, wie sie
auch den politischen Zielvorgaben ent-
spricht.“

Danach könnte man erwarten, dass
sich die Betriebe darauf einstellen, in-

dem sie zum einen allmählich dafür sor-
gen, dass auch ältere Beschäftigte ge-
sundheitlich durchhalten können. Und
zum anderen, dass sie auch den Anteil
der älteren Beschäftigten erhöhen. Die
Ergebnisse sind leider anders: „Ergeb-
nisse aus dem IAB-Betriebspanel 2006
zeigen aber, dass über 50-Jährige bei
Neueinstellungen nur schlecht vertre-
ten sind. Schlimmer noch: Der Anteil
der Betriebe, die Maßnahmen für Älte-
re praktizieren, nimmt ab statt zu.“ 

Und als Fazit ziehen die Forscher des
IAB: „Die Befunde zeigen, dass sich die
meisten Betriebe noch zu wenig auf die
demographischen Herausforderungen
einstellen – entgegen der Hoffnungen
und Verlautbarungen in Politik und
Verbänden. Ohne wesentliche Verände-
rungen in der betrieblichen Gesund-
heitsförderung, Weiterbildung und Ar-
beitsorganisation ist eine deutliche und
nachhaltige Erhöhung der Beschäfti-
gungsquote Älterer aber reichlich unre-
alistisch.

Gerade diesbezüglich ist aber noch-
mals auf ein Ergebnis aus den Bevölke-
rungsvorausberechnungen hinzuwei-
sen,das an sich banal ist,aber in der De-
batte oft übersehen wird: Die Babyboo-
mer werden in den nächsten rund 20
Jahren zu „Älteren“ am Arbeitsmarkt.
Wie eine Bugwelle wird ihre Zahl bis
etwa 2025 um rund 40 Prozent steigen.
Diese demographischen Veränderungen
werden sich regional sehr unterschied-
lich darstellen. In manchen Landkrei-
sen in Deutschland wird die Zahl der Äl-
teren sogar um zwei Drittel und mehr
steigen. Es stellt sich die Frage, ob die
bisher dominierende Methode der
Aufklärungskampagnen wirklich er-
folgreich war. Allenfalls die Annahme,
dass die Verbreitung von Maßnahmen
zum alter(n)sgerechten Arbeiten anson-
sten noch stärker zurückgegangen
wäre, würde diese Sicht gestatten.“ 

Zusammenstellung: alk

Variante 1-W2

 Personen in Mio.

Entwicklung des Erwerbs-

personenpotenzials bis 2030

 IAB

2000 2015 2020 2030

44,1 44,3
43,1

39,4

44,1 43,7

42,1

37,5

Variante 1-W1

Annahmen für die Bevölkerungsentwicklung

Variante 1-W1:   Wanderungssaldo + 100.000 Pers.

Variante 1-W2:   Wanderungssaldo + 200.000 Pers.

für alle Varianten : konstante Geburtenhäufigkeit und 

mittlere Steigerung der Lebenserwartung

Quelle: Fuchs/Dörfler 2005
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Bei den Landtagswahlen, die in den
kommenden Monaten in Hessen, in
Niedersachsen und in Hamburg anste-
hen, können die Wählerinnen und Wäh-
ler die neue Partei Die Linke zur festen
Größe im System der repräsentativen
Demokratie der BRD machen. Die PDS
entstand im Osten, weil eine Partei ge-
braucht wurde,geeignet und gewillt,die
spezifischen sozialen und politischen
Erfahrungen der DDR-Bürger unter
den neuen – und fremdbestimmten –
Verhältnissen zum Tragen zu bringen.
Der Anlage nach war die PDS von An-

fang an eine linke Volkspartei, die im
Westen auf eine Kritikbewegung traf,
die, keineswegs ohne Einfluss auf die
Entwicklung der öffentlichen Meinung,
als Kraft im parlamentarischen System
nicht in Frage kam. Eine Ausnahme bil-
dete die Arbeit auf der kommunalen
Ebene. Das hat mit der politischen
Struktur zu tun, denn hier geht es nicht
um Gesetzgebung, sondern um Selbst-
verwaltung.Praktisch wichtig war,dass
in einigen Bundesländern die 5-%-Hür-
de in Gemeinden nicht bestand bzw. vor
den Gerichten nicht Bestand hatte. In

die Nähe eines Stimmenpotentials von
5% und mehr kam die PDS im Westen
selbst dort nicht, wo die Erfolge bei den
Kommunalwahlen durchaus auf breite-
re Zustimmung schließen ließen.

Eine neue Situation entstand erst mit
der Gründung der WASG, die bewirkte,
dass die Menschen, denen die SPD
nichts mehr zu sagen hatte, nicht wie
vorher zu politischer Bedeutungslosig-
keit verurteilt blieben.Einen mächtigen
Vortrieb erfuhr die neue Strömung
durch das Ergebnis der Bundestags-
wahl, als sich nämlich herausstellte,

Vor den anstehenden Wahlen:

Die Partei die Linke wahrt eine Chance

Nächstes Wochenende werden sich in
Nordrhein-Westfalen und Baden-Würt-
temberg die Landesverbände gründen.
Am vergangenen Wochenende hat sich
der Landesverband Bremen konstitu-
iert. Landessprecher sind Axel Troost
und Cornelia Bath. Der Vereinigungs-
prozess ist weit voran geschritten. Der
Zug ist nicht mehr aufzuhalten.Wir dür-
fen aber dabei nicht vergessen,wozu wir
da sind – die Sorgen der Menschen in die
Parlamente zu tragen.Deshalb freue ich
mich, dass wir uns wieder mehr den In-
halten zuwenden können.Ich merke,die
SPD will jetzt die Probleme erfolgreich
lösen, die es ohne SPD gar nicht gäbe.
Darauf will ich aber nicht weiter einge-
hen, sondern auf die Sitzung des Par-
teivorstandes am Samstag, auf der wir
die politischen Schwerpunkte der künf-
tigen Arbeit bestimmt haben.

Das sind: die Weiterführung der Min-
destlohnkampagne in Verbindung mit
dem Kampf gegen Lohndumping, Be-
fristung von Arbeitsverhältnissen, Mi-
nijobs, Leiharbeit und Hartz IV; der
Kampf gegen Altersarmut und gegen
die Rente mit 67; die Restaurierung des
Sozialstaates, die Sicherung der öffent-
lichen Daseinsvorsorge und sozialer
Dienstleistungen und unser friedenspo-
litisches Engagement, vor allem für den
Abzug der Bundeswehr aus Afghani-
stan und die Stärkung der zivilen Hilfe.

Die Kampagne für einen gesetzlichen
Mindestlohn wird weitergeführt und in-
haltlich erweitert. DIE LINKE fordert
die gesetzliche Begrenzung der Leihar-
beit und die Verbesserung der Arbeits-
und Lebensbedingungen für die Be-
schäftigten in den Leiharbeitsbetrie-
ben. Einen entsprechenden Beschluss
hat der Parteivorstand gefasst.

Leiharbeit boomt. Rund 800.000 Be-
schäftigte müssen in Leiharbeit arbei-
ten. Sie sind massivem Lohndumping
ausgesetzt. Durchschnittlich verdienen
sie 40 Prozent weniger als die Stamm-

belegschaften. Die zeitlich unbegrenz-
ten Leiharbeitsverhältnisse, die wech-
selnden Arbeitsplätze und die Unsi-
cherheit des Arbeitsplatzes machen eine
normale Lebensplanung unmöglich.
Die Bundesregierung hat sich bisher
selbst geringfügigen Verbesserungen
auf europäischer Ebene widersetzt.

Kernforderungen der LINKEN für die
gesetzliche Regelung zur Leiharbeit
sind:

für gleiche Arbeit sowie gleiche Ar-
beitsbedingungen mindestens die glei-
che Vergütung erhalten

zusätzlich zur Entlohnung fordern
wir eine Flexibilitätsvergütung, die
kann auch in Form von bezahlter Frei-
stellung abgegolten werden kann 

eine Befristung der „Entleihung“ auf
maximal sechs Monaten in einen Be-
trieb 

Leiharbeitsfirmen dürfen ihre Be-
schäftigten nur unbefristet beschäftigt,
damit erhalten diese den vollen Kündi-
gungsschutz nach Ablauf der sechsmo-
natigen Wartezeit. Der Einsatz als
„Streikbrecher“ ist verboten.

Eine der größten politischen Heraus-
forderungen in Deutschland ist die Kin-
derarmut. Auch mit diesem Thema hat
sich der Parteivorstand beschäftigt. Die
Politik der Großen Koalition und der
Vorgängerregierung hat dazu geführt,
dass 2,5 Millionen Kinder auf oder un-
ter Sozialhilfeniveau leben müssen.
Warme Worte von Vizekanzler Müntefe-
ring helfen den Betroffenen nicht.Arme
Kinder können nicht warten,bis die De-
batte in der SPD um die katastrophalen
Folgen von Hartz IV gerade für Kinder
endlich praktische Politik werden. Seit
vier Jahren weise ich darauf hin, dass
Hartz IV zu mehr Kinderarmut führt
und wurde von der SPD dafür immer
wieder der Lüge bezichtigt. Jetzt liegen
die Zahlen auf dem Tisch.

DIE LINKE fordert von der Bundes-
regierung endlich  wirksame Maßnah-

men zur Überwindung von Kinderar-
mut. Dazu gehören: 

1. Ausbau der öffentlichen Infra-
struktur für Kinder

• Einführung eines Rechtanspruch
auf Bildung, Betreuung und Erziehung
in Kindertageseinrichtungen bis zum
10. Lebensjahr

• Beschleunigten Ausbau gebühren-
freier, öffentlicher und steuerfinanzier-
ter Kitas

• Abschaffung des gegliederten
Schulsystems und die Einführung der
Gemeinschaftsschule

2. Ausbau der öffentlichen Infra-
struktur darf nicht zu Lasten der fi-
nanziellen Unterstützung von Kindern
gehen

Entsprechende Pläne der SPD lehnen
wir ab

• Kinder müssen einen eigenständi-
gen Anspruch auf Grundsicherung ha-
ben

• Kindergeld darf nicht länger auf
Hartz IV angerechnet werden

• Der Kinderzuschlag soll ausgebaut
werden und Kindern ein Existenzmini-
mum von 420 Euro garantieren.

3. Folgen der Armut bekämpfen
• Wiedereinführung der Einmalzah-

lung für den Schulbedarf bei Hartz IV
und finanzielle Unterstützung bei
Schulbüchern und Klassenfahrten; 

• Keine Anrechnung von Geschenken
zur Jugendweihe, Konfirmation, Kom-
munion etc.

• Ausbau der Mittagsverpflegung an
Kitas und Grundschulen; jedes Kind hat
Anspruch auf ein gesundes,vollwertiges
und gebührenfreies Mittagessen.

DIE LINKE wird mit ihrer Kita-
Kampagne für diese Ziele streiten. Der
Parteivorstand hat die Fraktionen im
Bundestag, den Landtagen, Kreistagen
und Stadträten aufgefordert, das Pro-
blem der Kinderarmut stärker zu the-
matisieren und entsprechende Anträge
einzubringen.

Die politischen Schwerpunkte unserer künftigen Arbeit Lothar Bisky, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE, auf der Pressekonferenz am 15.10.07  im Berliner-Karl-Liebknecht-Haus zu den Ergebnissen der Vorstandssitzung
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dass die Bevölkerung des Landes eine
scharfe und erbarmungslos marktwirt-
schaftliche Sozialordnung nicht will.
Dass bedeutende Kräfte der Wirtschaft
und der Politik eine solche Ordnung
wollen, ist heute eine in das Alltagsbe-
wusstsein der Bevölkerung tief einge-
grabene Erfahrung. Das Projekt der
neuen Partei wird von einer öffentlichen
Meinung getragen, die weit über den
Kreis der potentiellen Wählerinnen und
Wähler hinausreicht. Sie wird als eine
Kraft gewünscht, die im sozialen Leben
den Trend zu Ausgrenzung und Verar-
mung stoppt und im politischen Bereich
vor allem die Verstrickung des Staates
in Kriege auflöst.

Diese Situation ist für die Partei kei-
neswegs einfach. Sie muss auf die Hoff-

nungen, aus denen sie geboren ist, mit
konkreten poltischen Schritten antwor-
ten, mit dem Anspruch, dass das zu Er-
gebnissen führt, die ihr zugerechnet
werden.Gäbe es nicht die schon über ein
Jahrzehnt hinaus gefestigte Beziehung
zwischen Wählern, Partei und parla-
mentarischer Politik, wäre die Aufgabe
kaum zu bewältigen.Der Gefahr,um der
schnellen Zustimmung willen in eine
Politik der leeren Versprechungen abzu-
gleiten, wäre kaum auszuweichen.

Umso wichtiger ist es, dass die Partei
diesen Weg nicht geht.Wir dokumentie-
ren zwei Statements aus dem Parteivor-
stand, die klar auf erreichbare Ziele
ausgerichtet sind. Es wird sich zeigen,
ob eine Verknüpfung der Kritik und des
tiefen Unmutes der Bevölkerung mit

von der Partei angesprochenen „klei-
nen“ poltischen und sozialen Zielen
glückt. Das ist auch eine Frage an den
Teil der Aktiven in der Partei und in den
sozialen Bewegungen, die bereits in der
Formulierung solcher Forderungen eine
Entwertung ihrer Kritik und ihres Pro-
testes sehen. – Die Entscheidung der
Partei, aus einer Haltung vor allem des
Protestes herauszutreten und Ziele auf-
zustellen, verdient auf jeden Fall Res-
pekt. Auf jeden Fall genügen die vorge-
legten Ziele zwei Ansprüchen: Sie sind
auch für Wählerinnen und Wähler an-
derer parteipolitischer Orientierung
anschlussfähig und sie stehen im Ein-
klang mit den Werten von sozialer Ge-
rechtigkeit, Solidarität und Frieden.

Martin Fochler

Ich möchte Ihnen noch mal die wesent-
lichen inhaltlichen Positionen zur Ren-
te erläutern.DIE LINKE will im Gegen-
satz zu dem, was gegenwärtig die
Bundesregierung plant und auch schon
beschlossen hat, dass die Rente wieder
Lebensstandard sichernd ist.Im Prinzip
sollen 70 Prozent des durchschnitt-
lichen Nettoeinkommens die Einzahler
erreichen.

Das Beitragssatzdogma muss aufge-
hoben werden. Sie wissen, die ganzen
sozialdemokratischen Positionen, die
sich in der Rente widerspiegeln, haben
als obersten Grundsatz, dass die Bei-
träge nicht steigen dürfen, nämlich bis
ins Jahr 2030 22 Prozent nicht überstei-
gen sollen. Das halten wir für grund-
sätzlich falsch. Im Übrigen ist es auch
eine absolute Irreführung der Öffent-
lichkeit. Es ist ja so, dass die Beiträge
für die Arbeitnehmer eben nicht paritä-
tisch bei der Hälfte von 22 Prozent lie-
gen, sondern wenn Arbeitnehmer privat
vorsorgen, um ihr Niveau einigermaßen
zu sichern, müssen sie zusätzlich bis zu
7 Prozent zu den bereits 11 Prozent pri-
vat aus ihrem Einkommen aufbringen
und zahlen damit 18 Prozent. Beitrags-
satzdogma heißt eigentlich nur, dass die
Beiträge für die Arbeitgeber stabil blei-
ben, nicht aber für die Arbeitnehmer.
Wir wollen eine paritätisch finanzierte
Rentenversicherung mit entsprechen-
den Beitragszahlungen auch der Ar-
beitgeber.

Wir wollen die Kürzungsfaktoren, die
dazu führen, dass das Rentenniveau in
den nächsten Jahren dramatisch sinkt,
zurücknehmen, und wir wollen in die
Richtung einer Erwerbstätigenversi-
cherung gehen. Das bedeutet, dass alle
Bürger dieses Landes, die Erwerbsein-
kommen beziehen,in einer Versicherung
sind. Das betrifft eben dann auch z.B.
die Abgeordneten des Deutschen
Bundestages, die Sonderregelungen ha-
ben, das betrifft aber auch alle anderen

Erwerbstätigen wie Beamte oder auch
Selbständige.

Der Hauptschwerpunkt,den wir auch
in der Kampagne bearbeiten werden, ist
die Rente mit 67. Die Bundesregierung
sagt zwar,die Menschen sollen bis 67 ar-
beiten. Sie sagt aber nicht, wo und sie
sagt auch nicht, wie sie das durchhalten
sollen. Wir wissen, dass wir in diesem
Punkt eine breite Zustimmung in der
Bevölkerung haben, die ebenfalls der
Auffassung sind, dass die Rente mit 67
Unfug ist, weil nach wie vor zu wenig
Arbeitsplätze insbesondere für junge
Menschen vorhanden sind, die dann
weiterhin in die Arbeitslosigkeit getrie-
ben werden,weil die Alten nicht aus den
Betrieben dürfen. Diesen Unfug wollen
wir mit dieser Kampagne angehen. Wir
wollen natürlich auch dafür eintreten,
dass die Renten in Ost und West gleich
sind, das heißt, dass sie im Osten ange-
hoben werden.

Wir wollen natürlich auch einen Soli-
darausgleich in der Rente, für Zeiten
von Arbeitnehmern, in denen sie keine
Beschäftigung haben,weil sie arbeitslos
sind oder andere Ausfallzeiten. Diese
sollen entsprechend höher bewertet
werden,so dass Menschen nicht,obwohl
sie in die gesetzliche Rentenversiche-
rung eingezahlt haben, im Prinzip eine
Rente unter dem Niveau der Grundsi-
cherung im Alter bekommen.

Im Wesentlichen werden wir uns auf
drei Punkte bei dieser Kampagne kon-
zentrieren. Der erste Punkt ist die Ren-
te mit 67.Wir werden deutlich machen,
dass wir die einzige Partei sind, die tat-
sächlich konsequent gegen die Rente
mit 67 ist.Alle anderen Parteien sind bei
dieser Frage wachsweich. Dass in der
Sozialdemokratie gerade darüber dis-
kutiert wird, dass man möglicherweise
den einen oder anderen Punkt wieder
ein wenig vernünftiger gestalten will,
verkennt die Tatsache,dass all das,wor-
über gegenwärtig diskutiert wird – Min-

destlohn oder die Frage der prekären
Arbeitsverhältnisse (Leiharbeit usw.) –
Dinge sind, die wir nur deshalb disku-
tieren, weil sie die Sozialdemokratie
eingeführt hat.

Der zweite inhaltliche Schwerpunkt
der Kampagne betrifft die Altersarmut.
Wir wollen deutlich machen, dass wir
bei dem gegenwärtigen Rentensystem,
so, wie es gegenwärtig von der Bundes-
regierung verabschiedet ist, den direk-
ten Weg in die Altersarmut gehen wer-
den.

Als dritten Punkt in der Kampagne
wollen wir deutlich machen, dass wir
die einzige Partei sind, die tatsächlich
auf die gesetzliche Rente setzt, weil wir
davon überzeugt sind – und das zeigen
alle Vergleiche, insbesondere mit den
USA –, dass eine umlagefinanzierte
Rente bei weitem sicherer, bei weitem
krisenfester ist als es je eine durch Ka-
pital gedeckte Rentenversicherung je
sein könnte.

Wir sehen bei dieser ganzen Kampag-
ne eine enge Verbindung zu dem,was die
Gewerkschaften, aber auch andere So-
zialverbände oder auch die Kirchen
wollen. Und wir bieten uns den Ge-
werkschaften im Kampf gegen die Ren-
te mit 67 als Partner an. Wir gehen da-
von aus, dass es uns gemeinsam mit den
Gewerkschaften gelingen wird, diesen
Unfug tatsächlich noch mal zu ändern
und umzukehren.Diese Kampagne wird
eine Zielrichtung bis zur Bundestags-
wahl 2009 haben. Sie haben angekün-
digt, das Thema zum Wahlkampfthema
machen zu wollen.

Zum Thema Grundsicherung: Ein
konstituierendes Element der früheren
WASG und natürlich der Partei DIE
LINKE ist der Kampf gegen das Ar-
beitslosengeld II und der Kampf gegen
die Hartz-Gesetze.Wir haben beschlos-
sen, dass wir als ersten Schritt um die-
se Unsäglichkeit von Armut per Gesetz,
verändern zu können, den Regelsatz auf

„Wir sind die einzige Partei, die auf die gesetzliche Rente setzt“ Klaus Ernst,
stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE, zur Rentenkampagne und zur Grundsicherung



Trotz guter Beteiligung verfehlt Volks-

entscheid sein Ziel

Hamburg braucht mehr
Demokratie
Am 14.Oktober hatten alle,die nicht per
Brief abgestimmt hatten, die letzte Ge-
legenheit, ihre Stimme an der Urne ab-
zugeben. In diesem Volksentscheid ging
es um die Frage, ob die Verfassung der
Hansestadt so geändert werden soll,
dass die Ergebnisse demokratischer
Willensbildung, d.h. von Volksgesetzge-
bungsverfahren,als verbindlich respek-
tiert oder ins Belieben des Senats und
seiner Mehrheit in der Bürgerschaft ge-
stellt werden.Die Hürden für einen ver-
fassungsändernden Volksentscheid sind
in Hamburg so hoch wie nirgends sonst:
Mindestens die Hälfte aller Wahlbe-
rechtigten muss abstimmen,mindestens
zwei Drittel aller Abstimmenden mit Ja.

Das machte erforderlich, dass min-
destens 607.468 Ja-Stimmen hätten ab-
gegeben werden müssen. Dieses Ziel
wurde verfehlt: 492.864 Hamburgerin-
nen und Hamburger nahmen an der Ab-
stimmung teil (39,46%); wie viele davon
mit Ja, wie viele mit Nein stimmten,
wird erst am 30.10. ausgezählt sein.

Man muss es deutlich sagen: Es war
keine faire Entscheidung.Der CDU-Se-
nat hat unter Missbrauch seiner Macht
bis zum Tag der Entscheidung keine Ge-
legenheit versäumt,dem Volksentscheid
Hürden in den Weg zu stellen. Extrem
unfair war es vor allem, dass er hand-
streichartig den Termin des Volksent-
scheids vom Termin der Bürgerschafts-
wahlen am 24.2.07 entkoppelte und den
Urnengang auf einen wahlfreien Sonn-
tag verlegte. Das zur Abstimmung ste-
hende verfassungsändernde Gesetz
wurde erst einen Tag vor dem Schluss-
termin zugestellt; ganze Straßenzüge
erhielten die Briefwahlunterlagen mit

erheblicher Verspätung,etliche Wahlbe-
rechtigte überhaupt nicht usw.usf. An-
gesichts dessen ist die Abstimmungsbe-
teiligung von fast 40% durchaus hoch
zu nennen. In der Schweiz, wo Volksab-
stimmungen traditionell ein wichtiges
Moment demokratischer Willensbil-
dung und politischer Entscheidungen
sind, liegt die Beteiligung oft kaum hö-
her und so manches Mal deutlich dar-
unter.

Die Initiative „Rettet den Volksent-
scheid“, die von einem breiten Träger-
kreis von Gewerkschaften, diversen In-
itiativen und Vereinigungen sowie den
Parteien SPD, GAL und DIE LINKE.
getragen wird, hatte zunächst vielleicht
die Gegenkampagne der Konservativen
und der Wirtschaft, vertreten vor allem
durch die mächtige Handelskammer,
unterschätzt. Die CDU trommelte, dass
die Verfassung gefährdet sei und zu-
künftig eine kleine Minderheit über die
große Mehrheit willkürlich bestimmen

könne. Bürgermeister von Beust wand-
te sich per Hauswurf-Sendung an Tau-
sende Hamburgerinnen und Hambur-
ger und warnte vor der „Gefahr der
Überdemokratisierung der Stadt“ und
ihrer „Unregierbarkeit“. Die Handels-
kammer sah die „Gefahr der Dominanz
von Einzelinteressen gegenüber dem
Willen der Mehrheit der Bürger“, und
der Unternehmer Darboven z.B.rief auf,
„diesen Anschlag auf unsere parlamen-
tarische Demokratie zu verhindern“.

Diese rechte Gegenkampagne hat im-
mensen politischen Schaden angerich-
tet. Wer in den letzten Wochen in Ham-
burg unterwegs war, um für die Zu-
stimmung zum Volksentscheid zu mobi-
lisieren, machte einerseits die Erfah-
rung, dass sich sehr viele Bürgerinnen
und Bürger engagierten. Andererseits
aber hat man immer wieder hören müs-
sen, dass „die da oben ja doch machen,
was sie wollen“. In der Tat hat die CDU
genau das auch demonstriert.
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435 Euro  anheben wollen. Wir wollen
vor allem die öffentlich geförderte Be-
schäftigung mehr in den Vordergrund
stellen. Das bedeutet, dass Menschen
tatsächlich wieder Arbeit haben und gar
nicht in die Notwendigkeit einer staat-
lichen Unterstützung gelangen. Diese
öffentlich geförderte Beschäftigung
stellen wir uns sozialversicherungs-
pflichtig vor, damit auch wieder An-
spruch auf Arbeitslosengeld I entsteht.
Wir stellen uns weiter vor, dass mindes-
tens der Mindestlohn je nach Branche
gewährt wird.

Ein wesentlicher Punkt unseres
Kampfes gegen Arbeitslosengeld II be-
steht darin, dass wir eine deutlich län-
gere Bezahlung von Arbeitslosengeld I
wollen.Damit klinken wir uns natürlich
in diese Debatte ein. Wir wollen aller-
dings darauf hinweisen, dass unsere
Bundestagsfraktion schon vor einigen
Monaten einen entsprechenden Antrag
eingebracht hat,der ganz einfach ist,der
nämlich sagt: Pro Beschäftigungsjahr,
in dem in die Sozialversicherung einge-
zahlt wird, in dem Arbeitslosenversi-
cherungsbeiträge entrichtet werden,
entsteht ein Monat Anspruch auf Be-
zahlung. Das bedeutet in der Konse-
quenz, dass automatisch länger Be-
schäftigte, bzw. ältere Menschen, die lo-
gischerweise dann auch länge beschäf-
tigt waren,einen längeren Anspruch auf
Arbeitslosengeld I haben. Damit wer-
den wir diese Ungerechtigkeit ausglei-
chen bzw. beseitigen können, dass Leu-
te, obwohl sie sehr lange in die Arbeits-
losenversicherung eingezahlt haben,
nach kurzer Zeit – nämlich zur Zeit nach
einem Jahr – von der Grundsicherung
auf ALG-II-Niveau von zur Zeit 347
Euro  leben müssen.Wir wollen also eine
deutliche Ausweitung der Bezugsdauer
von Arbeitslosengeld I.

Bei der Überwindung von Hartz-IV
stellen wir uns weiter vor, dass die Be-
darfsgemeinschaften, die gegenwärtig
beim Arbeitslosengeld II beschlossen
sind, aufgehoben werden. Es kann nicht
sein, dass Menschen, die in einer Wohn-
gemeinschaft wohnen, ohne irgendeine
eine nähere Beziehung zu haben, ge-
zwungen sind, sich wechselseitig zu fi-
nanzieren und vor allem, dass sie in der
Beweispflicht sind, dass sie nichts mit-
einander zutun haben. Diesen Zustand
muss sehr schnell beendet werden.

Wir wollen deutlich bessere Stan-
dards für die Unterkunft, um damit
auch Zwangsumzüge von Betroffenen
aus ihrer Wohnung verhindern zu kön-
nen. Wir wollen die Kindergrundsiche-
rung. Und wir wollen im Ziel eine re-
pressionsfreie soziale Grundsicherung
erreichen, über die wir nun in der Par-
tei debattieren werden. Wir haben uns
vorgenommen, dass wir bis zur Bundes-
tagswahl ein eigenes Konzept für eine
solche soziale Grundsicherung erarbei-
ten wollen,das wir dann auch in der Öf-
fentlichkeit vorstellen wollen.

Die Initiative „Rettet den Volksentscheid“ vor dem vormals städtischen, jetzt privatisierten
Krankenhaus Barmbek. Foto: AG Medien / DIE LINKE.
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Die Bundeswehr bleibt in Afghanistan

Eskalations- statt Exit-
Strategie
Am 12. Oktober hat der Bundestag mit
der  Mehrheit von 453 Stimmen gegen
79 Nein-Stimmen bei 48 Enthaltungen
der Verlängerung des Bundeswehrein-
satzes in Afghanistan zugestimmt. Ein-
zig die Linksfraktion stimmte geschlos-
sen gegen die Verlängerung,dazu 13 Ab-
geordnete der SPD, sieben Grüne, vier
CDU/CSUler und drei FDPler. 15 Ab-
geordnete der Grünen stimmten entge-
gen dem Votum des Parteitages, der zu
Nicht-Zustimmung aufgerufen hatte,
dem weiteren Bundeswehreinsatz zu.

Die Bundestagsdebatte war vor allem
dadurch gekennzeichnet, dass die Red-
nerinnen und Redner sich, mit Ausnah-
me von Lothar Bisky, der für die Links-
fraktion sprach, vollständig jedem Ge-
danken daran verweigerten, dass der
Afghanistan-Krieg nicht zu gewinnen
ist. Für die FDP, die den Bundeswehr-
einsatz im Rahmen des ISAF-Mandats
2003 und 2004 abgelehnt hatte, erklär-
te Westerwelle, dass es in Afghanistan
„nicht nur um einen Akt der Solidarität
mit dem afghanischen Volk“ gehe, son-
dern „ganz handfest um unsere eigene
Sicherheit und unsere eigene Freiheit
auf dem europäischen Kontinent“. Das
nahm der CDU-Redner von Klaeden
auf: „In Afghanistan geht es in der Tat

zunächst um unsere eigene Sicherheit“,
um sodann fortzufahren: „Wenn es nicht
gelingt, Afghanistan zu stabilisieren,
dann ist auch jede Lösung für Pakistan
unmöglich.“

Afghanistan entwickle sich zum Viet-
nam unserer Tage, hatte kürzlich die
frühere Vizepräsidentin des Bundestags
und Grünen-Abgeordnete Antje Voll-
mer gewarnt. Innerhalb weniger Jahre
hatten die USA die Zahl ihrer Soldaten
in Vietnam von Anfangs einigen hundert
auf mehrere hunderttausend erhöht –
1975, als die USA fluchtartig das Land
verließ, hatten nicht nur zwei Millionen
Vietnamesen ihr Leben verloren, son-
dern auch über 56.000 US-Soldaten.
Der Vergleich mit Vietnam ist nicht zu
weit hergeholt. Jahr für Jahr ist seit
Kriegsbeginn 2001 die Kriegsführung
ausgedehnt worden. Beschränkte sich
der im Dezember 2001 beschlossene

ISAF-Einsatz zunächst auf Kabul,
wurde er bis 2004 auf den Norden, im
Folgejahr auf den Westen, 2006 auf den
schwer umkämpften Süden ausgeweitet
und die  ISAF-Truppenzahl auf 35.000
vervielfacht (hinzu kommen weitere
8.000 Soldaten im Rahmen der OEF –
Operation Enduring Freedom). Dabei
wird es kaum bleiben: „Wir brauchen
mit Sicherheit wesentlich mehr Manö-
verkräfte, wir brauchen Lufttransport,
wir brauchen weitere Aufklärungskräf-
te.Wir brauchen vor allen Dingen auch
deutlich mehr Ausbildungsteams“, ver-
langte unmittelbar vor der Bundestags-
abstimmung der Stabschef der Nato-
geführten Truppe, der deutsche Gene-
ralmajor Kasdorf in der FAZ: Mit den
derzeitigen Kräften „sind wir tatsäch-
lich nicht in der Lage, landesweit Si-
cherheit herzustellen“. Schon vor Wo-
chen hatte der Stabschef sich zu der
„Mahnung“ verstiegen, dass in Afgha-
nistan, gemessen am Kosovo-Einsatz,
„800.000 Soldaten eingesetzt werden“
müssten.1

Die Aufstockung der westlichen Trup-
pen und die Ausweitung ihrer Einsätze
hat in Afghanistan selbst bisher vor al-
lem eines bewirkt: die Eskalation der
Gewalt. „Der Spiegel“ berichtete An-
fang Oktober, dass hier in diesem Jahr
bereits 5086 Menschen ihr Leben bei
Anschlägen oder Kämpfen verloren –
über 1000 mehr als im vergangenen
Jahr. Einem UNO-Bericht zufolge hat
die Gewalt 2007 um fast 30 Prozent zu-

genommen. Danach stieg die Zahl
der Gewalttaten auf durchschnitt-
lich 550 pro Monat gegenüber 425
im Jahr 2006 (schon 2006 hatte
sich die Zahl der Bombenanschlä-
ge gegenüber dem Vorjahr verdop-
pelt, die Zahl der direkten Angrif-
fe nahezu versechsfacht). Anders
als gewöhnlich dargestellt,richten
sich drei Viertel der Selbstmord-
anschläge gegen die afghanische
Armee und ausländische Truppen.
Aber auch die Zahl der Zivilisten,

die Anschlägen oder den Angriffen der
OEF- und ISAF-Truppen zum Opfer
fallen, nimmt zu.

Die einzige Konsequenz,die die Nato-
Mächte aus dieser dramatischen Ent-
wicklung ziehen, ist wiederum die Ver-
stärkung ihrer Militärkräfte. Seit Mo-
naten, wir berichteten mehrfach, findet
eine Verlagerung von Nato- und ver-
bündeten Truppen aus dem Irak nach
Afghanistan statt bzw. wird angekün-
digt. Zuletzt veröffentlichte vor weni-
gen Tagen die New York Times unter Be-
rufung auf Armeevertreter und Mitar-
beiter des Pentagon die alarmierende
Meldung, dass die US-Marineinfante-
risten ihren Einheiten aus dem Irak ab-
ziehen und ihren Einsatz auf Afghani-
stan konzentrieren wollen. Diesen Vor-
schlag hätten sie US-Verteidigungsmi-
nister Gates unterbreitet. „Mit der Ent-
sendung von 25.000 Soldaten würde

Sie hat, das war der Anlass des jetzi-
gen verfassungsändernden Volksent-
scheids, in der Vergangenheit die Er-
gebnisse von zwei Volksentscheiden ig-
noriert. Obwohl sich bei der Bürger-
schaftswahl 2004 76,8% der Wählerin-
nen und Wähler gegen den Verkauf des
Landesbetriebs Krankenhaus (LBK)
ausgesprochen hatten (während sie
gleichzeitig mit absoluter Mehrheit
CDU wählten), hat der Senat die Ham-
burger Krankenhäuser dennoch an den
Konzern Asklepios verscherbelt. Und
dass ein Jahr später ein Volksentscheid
mit Zweidrittel-Mehrheit ein neues
Wahlrecht verabschiedete, hinderte die
CDU nicht, dieses Wahlrecht aufzuhe-
ben. Auch in der gegenwärtigen Aus-
einandersetzung hat die CDU das Recht
beansprucht, so lange sie kann zu ma-
chen, was sie will. Die demokratische
Meinungs- und Willensbildung per
Volksgesetzgebung ist ihr lästig und zu-
wider. Das verstärkt bei vielen die Re-
signation und ist in hohem Maße demo-
kratiefeindlich.

Und nicht nur das. Gerade in der Si-
tuation des Umbruchs, in der sich die
Metropole Hamburg befindet, ist die
Stadt für eine für alle Bürgerinnen und
Bürger gedeihliche Entwicklung darauf
angewiesen,demokratische Impulse aus
der Bevölkerung aufzunehmen. Ver-
schließt sie sich solchen Impulsen,
macht sie sich gewissermaßen blind.

Das Beispiel der Privatisierung des
LBK gegen den artikulierten Willen der
Bevölkerung ist da überaus lehrreich.
Der Verkauf des LBK an Asklepios hat
zu chaotischen Zuständen in den Kran-
kenhäusern, zu wachsendem Kosten-
druck auf die Beschäftigten, gesteiger-
ter Arbeitsintensität und entsprechen-
den Folgen geführt. Die Verschlechte-
rung der Versorgung in den Kranken-
häusern schlägt sich in wachsender Un-
zufriedenheit der Patienten nieder; die
Verbraucherzentrale spricht von einer
steigenden Zahl von Beschwerden.
Knapp 2000 Asklepios-Beschäftigte sa-
hen für sich keine Perspektive mehr in
dem Klinikenbetrieb und haben ihr
Recht auf Rückkehr in den öffentlichen
Dienst wahrgenommen. Dies wiederum
belastet den Haushalt der Stadt nach
Berechnungen von ver.di jährlich mit
über 90 Mio. Euro. Die Privatisierung
der Krankenhäuser, die dem Haushalt
keine nennenswerte Entlastung brach-
te, hat sich für Hamburg längst als Gau
erwiesen. Diese verheerende Entwick-
lung wäre nicht eingetreten, hätte der
CDU-Senat die urdemokratische Ent-
scheidung gegen den LBK-Verkauf res-
pektiert.

Die Auseinandersetzung um die
Volksgesetzgebung in Hamburg wird
weitergehen. Die Initiatoren erwägen
nun,den Volksentscheid 2009 zu wieder-
holen und mit dem Termin der Bundes-
tagswahlen zu verbinden.

Christiane Schneider
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sich die Struktur der US-Truppen in Af-
ghanistan grundlegend ändern. Offen-
bar soll der Anti-Terrorkampf stärker in
den Händen von Spezialeinheiten lie-
gen“, kommentierte Welt-online am 12.
Oktober.

Alarmierend ist diese Meldung vor al-
lem, weil sie befürchten lässt, dass die
Westmächte ernstlich planen,den Krieg
auf Pakistan auszuweiten. Auch hier
nimmt im Gefolge des Afghanistan-
Krieges die Gewalt weiter zu.Vor weni-
gen Tagen kamen im pakistanischen
Grenzgebiet bis zu 250 Menschen ums
Leben: Nach einem Anschlag auf einen
Lastwagen mit Soldaten einer parami-
litärischen Einheit bombardierte die
pakistanische Armee als „Strafmaß-
nahme“ mehrere Dörfer. Die Militärak-
tionen,ließen die Streitkräfte verlauten,
würden so lange fortgesetzt, bis der
„Frieden in der Region“ hergestellt sei.
Seit Monaten schon drohen die USA mit
Militärschlägen im pakistanischen
Grenzgebiet. Die oben zitierte Äuße-
rung des Herrn von Klaeden lässt ah-
nen, dass die USA mit der Bereitschaft
zur Ausweitung nicht alleine stehen und
die Bundeswehr sich tiefer und tiefer in
einen immer blutigeren Krieg ver-
strickt. Dazu passt die Meldung, dass
Merkels Versicherung Ende letzten Jah-
res, dass Bundeswehreinsätze im Süden
Afghanistans höchstens ausnahms-
weise und nur kurzfristig stattfinden
würden, sich als Täuschung blamiert:
Die Tendenz zu einer schleichenden In-
tegration der Bundeswehr in den Ein-
satz im Süden ist unübersehbar. So
führte die Bundeswehr in den letzten
Monaten 120 Unterstützungsflüge in
den Süden durch, und Anfang August
waren immerhin insgesamt 36 deutsche
Soldaten „vorübergehend“ im Süden
eingesetzt.2

Über all das haben die allermeisten
Rednerinnen und Redner in der Bundes-
tagsdebatte geschwiegen.Die Beschwö-
rung des „zivilen Aufbaus“ und des „hu-
manitären“ Charakters des Bundes-
wehreinsatzes ist angesichts der tat-
sächlichen Situation überaus verlogen.
Kurz vor der Abstimmung hatte der Ver-
band Entwicklungspolitik deutscher
Nichtregierungsorganisationen (VEN-
RO) einen „nachhaltigen Strategie-
wechsel beim Wiederaufbau Afghani-
stans“ gefordert. Der Einsatz der inter-
nationalen Hilfe stehe am Scheide-
punkt. Auch wenn VENRO, der u.a.
Hilfsorganisationen wie Caritas inter-
national,Deutsche Welthungerhilfe und
medico international angehören, nicht
ein Ende des ISAF-Mandats forderte,
sieht sie die Rückgewinnung des Pri-
mats der Politik und damit ein „Ende
der Vorrangstellung militärischer Ge-
waltmittel“ als notwendig. Frieden,
Wiederaufbau und Entwicklung kön-
nen nach ihrer Auffassung nur gelingen,
„wenn die Gewaltspirale beendet, der
Versuch der militärischen Konfliktlö-

sung durch einen verstärkten zivilen
Wiederaufbau abgelöst und das Ver-
trauen der afghanischen Bevölkerung
zurück gewonnen wird“. Noch deut-
licher äußerte sich die katholische Frie-
densorganisation Pax Christi: Sie sieht
in der Verknüpfung von „Krieg gegen
den Terror“ und zivilem Wiederaufbau
in Afghanistan eine „politische Falle“
und hält das Konzept der „zivil-militä-
rischen Kooperation“ und der Wieder-
aufbau-Teams für „letztlich geschei-
tert“. Die Deutsche Sektion der Inter-
nationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges (IPPNW), die die Abge-
ordneten zum Nein aufgerufen hatte,
erklärte: „Afghanistan braucht keine
Fortführung des Trojanischen Pferdes
ISAF, sondern einen Friedensplan.“ Die
Rolle der Bundeswehr müsse mit einem
konkreten überschaubaren Zeitplan
versehen werden.3 Dafür sprach sich
mit der Forderung nach einer Exit-Stra-
tegie statt weiterer Eskalation auch die
Linksfraktion im Bundestag aus.

Christiane Schneider
1 Tagesspiegel, 28.6.07
2 Siehe ausführlicher: Afghanistan – die deut-

sche Rolle. IMI-Analyse 1007/029b, aktuali-
sierte Fassung vom 25.92007, www.imi-onli-
ne.de

3 ngo-online, 10.10.07

Prag: Aufruf gegen Nazi-Aufmarsch

durch das jüdische Viertel

Antisemiten stoppen!
Überall!
Für den 10. November planen die „Jun-
gen Nationalen Demokraten“ (Mladí
Národní Demokraté) einen Aufmarsch
durch das jüdische Viertel in Prag. Es
regt sich grenzüberschreitender Wider-
stand.

In ihrem Aufruf betonen die Nazis,
dass der Marsch auch entlang der Syn-
agoge gehen soll und es an der Zeit sei,
„dass die Rabbiner wieder schwarz-
weiß-rote Fahnen sehen.“ (Diese Fah-
nen werden in der Tschechischen Repu-
blik weitgehend als Fahnen des Natio-
nalsozialismus verstanden.) Auch deut-
sche Nazis aus dem Umfeld der Freien
Kräfte in Sachsen und Thüringen äu-
ßerten schon, daran teilnehmen zu wol-
len.

Die Jungen Nationalen Demokraten
sind organisatorisch als Teil des Narod-
ni Odpor (NO, Nationaler Widerstand)
zu verstehen. Dieser stellt die bedeut-
samste Organisation im parteifreien
Spektrum tschechischer Nazis dar. Zu-
dem gilt er als Nachfolgeorganisation
der tschechischen Sektion des interna-
tionalen Blood&Honour-Netzwerkes.
Immer wieder tritt der Nardoni Odpor
durch aggressive antisemitische Hetze
hervor. So verschickten sie am interna-
tionalen Holocaustgedenktag 2006 ei-
nen „offenen Brief“ an ihre „lieben

Freunde in der Islamischen Republik
Iran“. In diesem Schreiben wird der
Staat Iran verherrlicht, seine „Füh-
rung“ als erleuchtet bezeichnet und
über den „kriminellen Staat Israel“ ge-
hetzt.Die Leugnung des Holocausts und
damit auch die Solidarisierung mit an-
deren internationalen Holocaustleug-
nern ist integraler Bestandteil der Ak-
tivitäten des NO.

Die Zusammenarbeit der deutschen
und tschechischen Nazibewegung ist
traditionell gut.Der Besuch sächsischer
Nazis bei Konzerten, jenseits der Gren-
ze, gehört zu einem festen Bestandteil
des rechten Lifestyles. Die inzwischen
verbotene Organisation SSS (Skinhe-
ads Sächsische Schweiz) soll zur Aus-
bildung an vollautomatischen Waffen
im Nachbarland zu Gast gewesen sein.
Aber auch die Kameraden aus der tsche-
chischen Republik geben sich zu be-
stimmten Terminen in der BRD ein
Stelldichein. Ob bei Nazi-Demonstra-
tionen in Wunsiedel, Dresden, Halbe
oder Jena – VertreterInnen des Narodni
Odpor fehlen dabei nie. So waren beim
Fest der Völker in Jena 2007 etwa 120
tschechische Nazis anwesend.

In Prag formiert sich in vielen Spek-
tren inzwischen Widerstand gegen die
geplante Nazi-Demonstration. Die Jü-
dische Gemeinde Prag und andere zi-
vilgesellschaftliche Gruppen kündigten
Gegenaktivitäten an und fordern ein
Verbot des Naziaufmarsches. Prager
AntifaschistInnen rufen zu einer Blo-
ckade auf.

Auch wir werden nicht hinnehmen,
dass Nazis, gleich ob aus der Tschechi-
schen Republik oder aus Deutschland,
marschieren.Darum rufen wir dazu auf,
zahlreich nach Prag zu fahren um deut-
lich zu zeigen, was wir von Antisemi-
tismus halten. Es kann nur darum ge-
hen,den Aufmarsch mit allen Mitteln zu
verhindern. Kein Fußbreit den Antise-
miten! Weder in Prag noch anderswo!

Einen Tag vor der geplanten Nazide-
monstration jährt sich der Gedenktag
für die Reichspogromnacht. Daher ru-
fen wir nicht nur dazu auf, die Nazis zu
stoppen. Wir rufen auch dazu auf, an
diesem Tag Solidarität mit dem Staat Is-
rael zu zeigen, der seit seiner Gründung
von Antisemiten weltweit immer wieder
in seiner Existenz in Frage gestellt und
bedroht wird.

Wir sind in keiner Form gewillt, einen
Tag nach dem Gedenktag für die Reich-
spogromnacht Antisemiten ungestört
ihre Hetze verbreiten zu lassen.

Wir erachten es deshalb ausdrücklich
als legitim mit allen Mitteln den Nazis
entgegenzutreten. Daher unterstützen
wir den Aufruf der Antifa Prag, den
Nazi-Aufmarsch zu blockieren.
Gegen jeden Antisemitismus – Überall!
Nichts ist vergessen und niemand!
Kommt am 10.11.2007 nach Prag und
stellt Euch den Nazis entgegen!

www.lavka.info
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Kritik an israelischem Vorgehen 
gegen den Gazastreifen
Elf israelische Schriftsteller, darunter
Amos Oz, David Grossman und A.B.
Yehoshua, haben eine Petition unter-
schrieben, in der die israelische Regie-
rung aufgefordert wird,Verhandlungen
mit Hamas über einen Waffenstillstand
aufzunehmen.Zuvor hatte das Kabinett
den Gazastreifen zu „feindlichem Ge-
biet“ erklärt und beschlossen, ihn von
der Energie- und Stromversorgung ab-
zuschneiden. Außerdem haben inzwi-
schen alle israelischen Banken in Reak-
tion auf die Kabinettsentscheidung die
Verbindungen mit palästinensischen
Banken im Gazastreifen abgebrochen.
Yehoshua, ein bekannter Romanautor,
erklärte, man habe den Aufruf ge-
schrieben,um „die sehr verstörende,äu-
ßerst schreckliche Situation für die Be-

wohner von Gaza und die Israelis,die an
der Grenze leben“ und unter ständigen
Angriffen mit Kassam-Raketen ausge-
setzt sind, zu beenden.
Die Schriftsteller unter-
stützen die Verhandlun-
gen über den Entwurf ei-
nes Abkommens mit dem
palästinensischen Präsi-
denten Mahmud Abbas,
der im Westjordanland
eine Notstandsregierung
eingesetzt hat,geben aber
zu bedenken, „wie es vor
20 Jahren war, als wir zu
Gesprächen mit ihnen
(der PLO) aufriefen;
wenn man die Worte PLO
auch nur erwähnte, sag-
ten die Leute, sie wollten
dich umbringen“.Nun sei
es notwendig, Hamas Ge-

spräche über einen
Waffenstillstand an-
zubieten.

Die Gruppe „Juden für
einen gerechten Frieden“ Van-
couver/ Kanada erinnerte an-

gesichts der israelischen Maß-
nahmen gegen die Bevölkerung

im Gazastreifen daran,dass „die kol-
lektive Bestrafung einer ganzen Zivil-
bevölkerung explizit verboten ist“.
„Wir von ,Jews for Just Peace’ verurtei-
len alle Angriffe auf Zivilisten, ob Pa-
lästinenser oder Juden.Verstöße von Re-
gierungen gegen internationales Recht,
von denen Millionen Menschen betrof-
fen sein werden, sind besonders empö-
rend und müssen verurteilt werden.“
(Quellen: www.friedensratschlag.de –
ZNet)

Nordkalifornien: 5000 Kranken-
schwestern streikten
Vom 10. bis zum Morgen des 12. Okto-
ber streikten rund 5000 Kranken-
schwestern in Nordkalifornien. 15
Krankenhäuser waren von dem größten
Ausstand des letzten Jahrzehnts betrof-
fen. In einigen Krankenhäusern betei-
ligten sich über 80% des Pflegeperso-
nals.Zum einen fordern die Streikenden
und ihre Gewerkschaft den Erhalt bzw.
die Verbesserung der Krankenversiche-
rung des Pflegepersonals, eine in den
meisten gewerkschaftlichen Ausein-
andersetzungen in den USA zentrale
Forderung.Vor allem aber kritisieren die
Krankenschwestern, die mit Demon-
strationen und Streikversammlungen
auf die Straße gingen (siehe Bild), die
Verschlechterung des Gesundheitswe-
sens. Das Pflegepersonal droht redu-
ziert und das zahlenmäßige Verhältnis
zu den Patienten verschlechtert zu wer-
den. Außerdem sind zwei Krankenhäu-
ser von Schließung, andere von der Re-
duzierung der Abteilungen bedroht.
„Wir fordern nicht die 80- oder 90%ige,
sondern die 100%ige Versorgung der
Patienten“, lautete ihre Losung. (Quel-
le: Indymedia San Francisco Bay) 

Zusammenstellung: scc

Protest gegen rassistische 
Wahlkampagne der SVP
Am 6. Oktober versammelten sich an-
geblich rund 10.000 SVP-Anhänger aus
der ganzen Schweiz in Bern zu einer
zentralen Wahlkampfdemonstration,
darunter auch bekannte Nazis.Dagegen
wiederum mobilisierte das „Komitee
Schwarzes Schaf“, ein breites antiras-
sistisches Bündnis, zu einem „ganz
FEST GEGEN RASISSMUS“, an dem
über 5000 Menschen teilnahmen. Da-
rüber hinaus fanden in der ganzen Stadt
vielfältige weitere Aktionen gegen die
rassistische SVP-Politik und ihre ag-
gressiv ausländerfeindliche Wahlkam-
pagne statt, insgesamt, so das Komitee,
deutlich mehr als unter den SVP-Lo-
sungen: „Hier zeigt sich ein breiter und
entschlossener Widerstand.Die SVP mit
ihren fremdenfeindlichen Plakatkam-
pagnen und den regelmäßigen Angrif-
fen auf demokratische Grundprinzipien
muss auch in Zukunft mit massivem
Widerstand rechnen.“ Schon heute gilt
das Schweizer Einbürgerungsgesetz als
das härteste in Europa, das Asylgesetz

wurde 2006 erheblich verschärft. Das
alles geht der SVP, die gute Aussichten
hat, stärkste Partei zu werden, nicht
weit genug; sie hat zur Anheizung ihres
Wahlkampfes eine Unterschriften-
sammlung für eine Volksinitiative „für
die Ausschaffung krimineller Auslän-
der“ (kurz: „Ausschaffungsinitiative“,
bei jugendlichen Verurteilten soll gleich
die ganze Familie abgeschoben werden)
gestartet, für die sie angeblich bisher
rund 200.000 Unterschriften gesammelt
hat. Dazu hat sie ein Plakat herausge-
geben,auf dem ein Migrant als „schwar-
zes Schaf“ von einem weißen Schaf mit
einem kräftigen Tritt hinausbefördert
wird (kleines Bild) – darauf nimmt der
Name des antirassistischen Komitees
Bezug. Außerdem will sie den Bau von
Minaretten verbieten, das Antirassis-
musgesetz abschaffen. – Die SVP konn-
te ihre Wahlkundgebung übrigens nicht
durchführen. Schwere Auseinanderset-
zungen zwischen mehreren hundert
Autonomen und der Polizei, die Gum-
mischrot und Tränengas einsetzte, ver-
hinderte ihren Umzug. (Komitee
Schwarzes Schaf, Indymedia Schweiz)
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Wir kaufen keinen Mercedes: 
Boykottiert Streumunition!“ KÖLN.
Daimler baut nicht nur Mercedes. Der
Stuttgarter Konzern ist auch an der
Produktion von Raketenwerfern für
Streumunition beteiligt. Deshalb for-
derte ein Aktionsbündnis von Frie-
densorganisationen und Rüstungsgeg-
nern am 10.Oktober in Köln zum Kauf-
boykott von Mercedes auf.„Daimler ist
als Hauptaktionär des europäischen
Technologie-Konzerns EADS in das
schmutzige Geschäft mit Streumuni-
tion verwickelt“, erläuterte Markus
Dufner, Geschäftsführer des Dachver-
bands der Kritischen Aktionäre. So
könne beispielsweise der Raketenwer-
fer GMLRS innerhalb weniger Minu-
ten eine Fläche von einem Quadratki-
lometer mit 8.000 Streumunitionskör-

pern verseuchen. „Das entspricht einer
Fläche von 150 Fußballfeldern. Nicht
explodierte Streumunition bleibt nach
dem Einsatz auch oft als Blindgänger
liegen und wirkt wie Minen – eine Ge-
fahr vor allem für neugierige Kinder.“
Die Kritischen Aktionäre protestierten
gemeinsam mit Mitgliedern der katho-
lischen Friedensbewegung Pax Chris-
ti,der ökumenischen Aktion Ohne Rüs-
tung Leben (ORL),der Deutschen Frie-
densgesellschaft – Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen, dem RüstungsIn-
formationsBüro e.V., der Werkstatt für
Gewaltfreie Aktion und weiteren Frie-
densgruppen vom 2. bis 13. Oktober in
zehn Städten unter dem Motto: „Wir
kaufen keinen Mercedes: Boykottiert
Streumunition!“.

www.kritischeaktionaere.de

Mehr als 48.000 Petitions-
Unterschriften übergeben
BERLIN. Letztlich mehr als 48.000
Unterschriften unter den Text einer Pe-
tition gegen die Verlängerung des Af-
ghanistaneinsatzes haben Aktive der
Friedensbewegung am 10.Oktober 2007
an die Vorsitzende des Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundestages Ker-
sten Naumann übergeben. „Sagen Sie
NEIN zur Verlängerung des Mandates
der Bundeswehr für einen Krieg in Af-
ghanistan im Herbst 2007. (…) Respek-
tieren Sie das Friedensgebot und das
Verbot eines Angriffskrieges im Grund-
gesetz“, sind die nachdrücklichen For-
derungen der Unterzeichnenden an die
Abgeordneten. Die FriedensaktivistIn-
nen informierten über weitere Aktivitä-
ten der Friedensbewegung in den kom-
menden Wochen. Danach werden
bundesweit Informationsveranstaltun-
gen und Aktionen durchgeführt, der
SPD-Bundesparteitag in Hamburg kri-
tisch vor Ort begleitet sowie Afghanist-
ankonferenzen im kommenden Früh-
jahr vorbereitet werden.„Mit der Über-
gabe unserer Petition ist unser Protest
gegen den Krieg der Bundesregierung
und der Bundeswehr gegen die Men-
schen in Afghanistan nicht beendet“,
betont Monty Schädel, Bundesge-
schäftsführer der mit initiierenden
DFG-VK. www.auslandseinsaetze-beenden.de

Göttingen schafft Gutscheinsystem ab
GÖTTINGEN. Der Kreistag des Landkrei-
ses Göttingen hat in seiner Sitzung am
4. Oktober 2007 mit den Stimmen von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die
Linke abgelehnt, seinen Beschluss vom
9. Mai zurückzunehmen, in dem die Ab-
schaffung des Wertgutscheinsystems für
Flüchtlinge beschlossen worden war.
Vielmehr wurde durch einen mit der
gleichen Stimmenverteilung verab-
schiedeten Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen bekräftigt, dass man sich von
der Argumentation des niedersächsi-
schen Innenministeriums nicht ins
Bockshorn jagen lässt: Dieses beharrte
in einem Schreiben vom 8. August auf
dem in §3 Abs. 2 AsylbLG formulierten
Vorrang der Sachleistung, welcher je-
doch durch den Beschluss vom 9. Mai
substantiell gar nicht in Zweifel gezo-
gen wurde. Denn auch bei Wertgut-
scheinen handelt es sich nicht um Sach-
leistungen, sondern, wie bei Bargeld
auch, um eine der von der Gesetzgebe-
rin vorgesehenen Alternativleistungs-
formen. – Die Gutscheingruppe begrüßt
die Entscheidung des Kreistages, insbe-
sondere auch vor dem Hintergrund,dass
das gleiche Anliegen Anfang Juli im Rat
der Stadt Göttingen an den Stimmen
der SPD gescheitert war. Das nieder-
sächsische Innenministerium hatte zu-
vor angekündigt, den Beschluss vom 9.
Mai kommunalaufsichtlich zu bean-
standen.Voraussichtlich wird der Kreis-
tag diese Maßnahme seinerseits ge-
richtlich anfechten. Flüchtlinge in Göt-
tingen bleiben trotz des Beschlusses bis
zu einer endgültigen Klärung der
Rechtslage der Gutscheinpraxis ausge-
liefert.
Gutscheingruppe Göttingen, www.nds-fluerat.org

Initiative „Lichtenhagen begreifen“
ROSTOCK. Mit einer lebhaften Podiums-
diskussion endete am Donnerstag, den
4. Oktober 2007, die sechswöchige Ver-

anstaltungsreihe „Verantwortung den-
ken – Erinnerung schaffen“, mit der die
Initiative „Lichtenhagen begreifen“
durch Vorträge und Diskussionen an das
Pogrom von Rostock-Lichtenhagen er-
innerte. Der Frage „15 Jahre Lichten-
hagen – aufgearbeitet, vergessen oder
verdrängt?“ stellten sich neben Prof.Dr.
Hajo Funke von der FU Berlin Phuong
Kollath von „Dięn Hông“ und Adelheid
Pevestorf vom Ortsbeirat Lichtenhagen
sowie Lena Fassnacht von „Bunt statt
Braun“ und ein Vertreter des Opferbe-
ratungsvereins „Lobbi“. In der Kritik
stand vor allem die unzureichende Aus-
einandersetzung der Stadt und der Um-
stand, dass auch 15 Jahre später noch
kein Mahnmal an die Ausschreitungen
von Rostock-Lichtenhagen erinnert.
Die Initiative „Lichtenhagen begrei-
fen“ kündigte an,auch gegenwärtig De-
batten um die Erinnerung an das Po-
grom von Lichtenhagen anzustoßen,um
die Ereignisse zurück ins Gedächtnis zu
holen. Eine bereits geplante Veranstal-
tung mit der deutsch-französischen
Journalistin Beate Klarsfeld soll noch in
diesem Jahr nachgeholt werden. Klars-
feld kämpft seit Jahrzehnten für die
Aufklärung und Verfolgung von Nazi-
verbrechen und versuchte im Oktober
1992 mit einer Delegation französischer
Juden, gegen den massiven Widerstand
der Stadt Rostock, ein Gedenken an die
Ausschreitungen in Lichtenhagen
durchzusetzen. www.links-lang.de

Nazis in Neuss massiv gestört
NEUSS. Mehr als 800 AntifaschistInnen
aus verschiedenen gesellschaftlichen
Zusammenhängen versammelten sich
am 13. Oktober 2007 auf dem Marien-
kirchplatz in Neuss, um gegen den zwei
Stunden später beginnenden Neonazi-
aufmarsch zu protestieren. Die Demon-
stration zog zum Markt,wo sich ihr Teil-
nehmerInnen einer bürgerlichen Kund-
gebung anschlossen, so dass sie auf zir-
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ka 1000 Menschen anwuchs. Auch Pas-
santInnen reihten sich spontan in den
Demonstrationszug ein.Lautstark wur-
de das Ziel, den Naziaufmarsch zu ver-
hindern, artikuliert.Direkt nach Ab-
schluss der Demonstration machten
sich viele TeilnehmerInnen daran, die-
ses Anliegen praktisch umzusetzen.
Hiergegen schritten die stark vertrete-
nen Polizeikräfte teilweise brutal ein,
wobei ca. 100 Personen in Polizeige-
wahrsam genommen wurden.Trotzdem
gelangen erfolgreiche Gegenaktionen,
so zum Beispiel mehrere Blockaden,
durch die der Naziaufmarsch jeweils er-
hebliche Zeit aufgehalten werden konn-
te. Offenbar waren die Neonazis von ih-
rem Fortkommen im Schneckentempo
sehr entnervt, lichteten sich ihre ohne-
hin spärlichen Reihen doch zusehends
im Laufe des Aufmarsches. So nahmen
an ihrer Abschlusskundgebung von ur-
sprünglich 105 „Kameraden“ nicht ein-
mal 50 teil. Den Verlauf des Tages wer-
tet die Antifa Neuss als großen Erfolg.
www.antifaneuss.tk

NPD veröffentlicht Schwarze Liste Erfurt
ERFURT. Mit der Aktualisierung ihrer
Homepage vom 10. Oktober veröffent-
lichte die NPD Erfurt die Namen und
Adressen von elf Personen, die sie für
den Anschlag auf das in rechtsextremen
Kreisen beliebte Lokal „Zum Alten
Fritz“ im Juni diesen Jahres verant-
wortlich macht. Vermutlich stammen
diese Daten aus polizeilichen Akten.
Bislang ermittelt die Polizei gegen alle
genannten Personen als Verdächtige
wegen des Überfalls auf das Lokal, je-
doch ohne Ergebnis.Wenngleich die Ho-
mepage keinen ausdrücklichen Gewalt-
aufruf enthält, ist die Drohung jedoch
offensichtlich. Mehrfach waren Neona-
zis aus den Kreisen der NPD Erfurt bei
Angriffen auf Demonstrationen oder
Bedrohungen beteiligt. Nachdem meh-
rere Betroffene ankündigten, Strafan-
zeige gegen die NPD bzw. den Homepa-
gebetreiber zu stellen, bleibt es der
Staatsanwaltschaft zu prüfen, wer die
Daten an die NPD weitergegeben hat.
„Ein Blick nach Sachsen zeigt, dass es
nicht prinzipiell undenkbar ist, dass
Rechtsextreme bei ihren Schwarzen
Listen Unterstützung von Anwälten
oder gar aus dem Ermittlungsapparat
erhalten“, sagt Alexandra Vogel von der
Mobilen Beratung in Thüringen (Mo-
BiT). Dort war laut Spiegel online An-
fang 2007 eine Liste der Anti-Antifa
aufgetaucht, die zum Teil aus Ermitt-
lungsakten der Polizei stammten.

MOBIT vom 12.10.200, http://www.mobit.org

Demonstration gegen geplantes
Atommüllendlager Schacht Konrad 
SALZGITTER. Rund 2000 Menschen ha-
ben am Samstag, 13.10., gegen das ge-
plante Atommüll-Endlager Schacht

Konrad in Salzgitter protestiert.Sie rie-
fen die Politik dazu auf, auch andere
mögliche Endlager-Standorte zu prü-
fen. Die Polizei war – besonders um das
Bundesamt für Strahlenschutz – massiv
vertreten. Am Abend fand auf dem Ab-
schlusskundgebungsplatz ein Rockkon-
zert mit mehreren Bands aus der Region
statt. Zu der Veranstaltung unter dem
Motto „Konrad stoppen – jetzt erst
recht“ hatte ein Aktionsbündnis aus
Umweltgruppen, Gewerkschaften und
Initiativen aufgerufen. Der Bundesge-
richtshof (BGH) hatte im April die Ein-
wände gegen die Endlagerpläne in letz-
ter Instanz zurückgewiesen. Mehrere
Kläger haben deshalb das Bundesver-
fassungsgericht angerufen. Ein Termin
für dessen Entscheidung steht noch aus.

/www.contranetz.de/atom 

Weltweit fehlen 18 Millionen Lehrer
BERLIN. Anlässlich des Weltlehrertages
am 5. Oktober fordert die Globale Bil-
dungskampagne von der Bundesregie-
rung höhere Investitionen in die Bil-
dungssysteme der Entwicklungsländer.
Nur mit ausreichender Unterstützung
der Geberländer könnten die armen
Länder das Millennium-Entwicklungs-
ziel „Grundbildung für alle bis zum
Jahr 2015“ erreichen. Rund zwei Milli-
onen LehrerInnen fehlen heute allein in
den Grundschulen der armen Länder.
UN-Schätzungen zufolge wird sich der
Lehrermangel – auch bedingt durch
hohe Sterberaten aufgrund von Krank-
heiten wie Aids, Malaria und Tuberku-
lose – noch weiter verschärfen. Um den
gravierenden Mangel an Lehrkräften
auszugleichen, müssten im Laufe der
nächsten Dekade mindestens 18 Millio-
nen LehrerInnen zusätzlich in den Ent-
wicklungsländern eingestellt werden.
Viele Länder behelfen sich mit der Ein-
stellung schlecht ausgebildeter Hilfs-
kräfte und mit der Zusammenlegung
von Klassen. Klassenstärken von bis zu
90 Schülern sind keine Seltenheit. Dar-
unter leidet die Qualität: Oftmals kön-
nen Kinder trotz einer abgeschlossenen
Grundbildung kaum ihren eigenen Na-
men schreiben oder einfache Grund-
rechnungen durchführen.

www.bildungskampagne.org

Zweites Sozialforum: Rund 170 Ver-
anstaltungen in Cottbus
COTTBUS.Von Afghanistankrieg bis Zu-
kunftssicherung, von „Anders leben“
bis Sozialmodell Europa reichen die

Themen der rund 150 Seminare und
Workshops, die während des 2. Sozial-
forums in Deutschland vom 18. bis zum
21. Oktober in Cottbus angeboten wer-
den. Die ganze Vielfalt der Debatten in
den sozialen Bewegungen, Friedens-
gruppen und Umweltinitiativen stehen
auf der Tagesordnung des dreitägigen
Ereignisses in der Lausitz.Gäste aus Po-
len und Tschechien unterstreichen mit
ihren Anliegen die Internationalität
dieses zweiten Versuchs eines gemeinsa-
men Gedankenaustauschs über den Zu-
stand unserer Gesellschaft und Mög-
lichkeiten zu ihrer Veränderung.
Das Gesamtprogramm mit dem Zeitplan gibt es

in Form einer 24-seitigen Zeitung und auf der

Website www.sozialforum2007.de.

Aktion 150 Euro Weihnachts-
beihilfe in Leipzig gestartet 
LEIPZIG. Die Initiative „Weihnachtsbei-
hilfe für alle bedürftigen Leipzigerin-
nen & Leipziger – Ein frohes Fest für
Alle!“ startet in  Zusammenarbeit mit
dem Arbeitskreis soziale Gerechtigkeit
(ASG)-DIE LINKE Leipzig jetzt die
Unterschriftenkampagne „Weih-
nachtsbeihilfe für Bedürftige in Leipzig
– 150 Euro von der Stadt!“. In ihrem
Aufruf heißt es: „Deswegen fordern wir
alle Stadträte und den Oberbürger-
meister der Stadt Leipzig auf, in diesem
Jahr 2007 für den Zuschuss von 150
Euro Weihnachtsbeihilfe an jeden
Hartz-IV-Empfänger (auch Kinder!)
durch einfachen Beschluss und ohne po-
litische Tauschgeschäfte zwischen den
Fraktionen zu sorgen. Nicht im Januar,
nicht erst am Weihnachtsabend, son-
dern sofort, unumständlich und direkt
durch Kooperation mit der ARGE Leip-
zig, damit noch vor Weihnachten das
Geld auf den Konten ist bzw. durch alle
Bedürftigen entgegengenommen wer-
den kann! Alle Bedürftigen warten dar-
auf,dass ihnen in diesem und in den fol-
genden Jahren dieses Fest in Würde ver-
gönnt ist. Deswegen benötigen wir
Ihre/Deine Unterschrift auf dieser Lis-
te,die als Sammlung im November 2007
im Rathaus offiziell überreicht werden
wird. Auch wenn wir wissen, dass diese
Sammlung keine juristische Bedeutung
für den Stadtrat besitzt,so sind wir den-
noch guter Dinge, dass die gewählten
Stadträte ein Einsehen haben werden,
dass es so nicht weitergeht!“

www.weihnachtsbeihilfe.de
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Könnten Sie uns einen kurzen Abriss
über die Debatte über das kommunale
Wahlrecht in Deutschland geben, auch
im Zusammenhang mit den Integra-
tionsdebatten der letzten Jahre? 
TAYFUN KELTEK: Der erste Ansatz zur
Einführung des Kommunalen Wahl-
rechtes war im Jahre 1990. Die Bundes-
länder Schleswig-Holstein und Ham-
burg haben jeweils ein Gesetz, zur Ein-
führung des kommunalen Wahlrechtes
verabschiedet. Diese Gesetze wurden
durch das Bundesverfassungsgericht
für nichtig erklärt,mit der Begründung,
dass die Ausländerinnen und Ausländer
kein Wahlrecht haben können, weil die
Staatsgewalt vom Volke ausgehe, vom
deutschen Staatsvolk. In den danach
folgenden Jahren wurde dieses Argu-
ment meines Erachtens inhaltslos,
weil ja durch den Maastrichter Vertrag
über die EU und die Unionsbürger-
schaft, das kommunale Wahlrecht für
EU-Ausländer eingeführt worden ist.
Parallel dazu hatte man 1990 Erleich-
terungen in der Einbürgerung im Aus-
ländergesetz diskutiert. Viele Men-
schen hätten dadurch die Möglichkeit
gehabt, sich einbürgern zu lassen und
ihre bisherige Staatsbürgerschaft bei-
zubehalten. Damals haben wir bereits
eine entsprechende Kampagne unter-
stützt, denn so hätten die meisten Mi-
grantinnen und Migranten das Wahl-
recht auf allen Ebenen erhalten. Lei-
der hat die CDU/CSU in den folgen-
den Jahren massiv Stimmung gegen
die doppelte Staatsbürgerschaft ge-
macht,und mit dem Wahlsieg der CDU
in Hessen ist die Idee dann vollstän-
dig gekippt und das Staatangehörig-
keitsgesetz ohne die Möglichkeit der
doppelten Staatsangehörigkeit ver-
abschiedet worden.

Ergebnis war, dass sich dann in den
Jahren nach 1998/99 die Einbürge-
rungszahlen in Deutschland halbiert
haben.

Das war für uns ein Signal,alle Mög-
lichkeiten auszuschöpfen, damit die
Migrantinnen bessere politische Par-
tizipationsmöglichkeiten erhalten.

Warum ist das kommunale Wahlrecht

für Migrantinnen aus ihrer Sicht abso-
lut notwendig?
Eine Demokratie lebt von der Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger.Wenn
das nicht gewährleistet ist, dann ist die
Demokratie insgesamt auch gefährdet.
Deshalb hat ja auch Willy Brandt in den
Anfangsphasen dieser Republik ja auch
immer gesagt: „Mehr Demokratie wa-
gen, Demokratie ausbauen und schüt-
zen.“ Das geht nicht in einigen Stadt-
teilen, in denen die Hälfte der Menschen
einen ausländischen Pass haben und
dieses Wahlrecht nicht ausüben darf.
Wenn dann noch die andere Hälfte der
Bewohner dieses Wahlrecht zwar hat,
aber zu einem großen Teil davon keinen
Gebrauch macht, dann entstehen dort

„demokratiefreie Zonen“, die Ratsmit-
glieder oder Bezirksvertreter haben
kaum noch eine Basis, auf die sich sich
stützen können. Das ist in einer demo-
kratischen Gesellschaft ein großes De-
fizit, auf das wir auf diese Weise auch
aufmerksam machen wollen.
Wir wollen uns außerdem für bessere
Rahmenbedingungen des Integrations-
prozesses einsetzen. Immer nur Defizi-
te von Migrantinnen aufzuzählen bringt
nichts, sondern führt zu dem Gefühl des
„Abgelehntwerdens“ und erzeugt Miss-
trauen und kann dann auch den Rück-
zug von der Gesellschaft auslösen.
Durch das kommunale Wahlrecht wür-
den viele Menschen die Chance bekom-
men, selber zu Politikerinnen und Ent-
scheidungsträgern zu werden, da sie
dann auch – was eigentlich selbstver-
ständlich sein sollte – ihre Gruppe in un-
seren Gemeinderäten vertreten können
und auch Verantwortung für die Politik
und politische Gestaltung übernehmen
können. Sie werden so ein aktiver ge-
stalterischer Teil der politischen Land-
schaft,was absolut fruchtbar für die In-
tegration ist. Keiner kann die Situation
der Migrantinnen so gut nachvollzie-
hen, wie sie selbst. Viele Integrations-
projekte laufen ins Leere,wenn sie nicht
die Sicht und die Erfahrung von Mi-
grantinnen mit einbeziehen. Der Inte-
grationsprozess muss ein gemeinsamer
Prozess sein. Die Leute, die die Vertre-
terrolle einnehmen, haben nicht nur

eine sehr große Verantwortung, son-
dern lösen auch eine Signalwirkung
aus, die das Vertrauen und die Inte-
grationsbereitschaft der Migrantin-
nen sehr schnell erhöht.

Wie lief die Planung der Kampagne?
Mit welchen Organisationen wurde
die Kampagne entwickelt?
Seit zwei Jahren versucht die LAGA
dieses Thema ins Gespräch zu bringen.
Erst haben wir versucht das Thema
über unsere Integrationsräte in die
Gemeinderäte einzubringen. Mittler-
weile haben über 25 Integrationsräte
und Ausländerbeiräte Beschlüsse ge-
fasst und sind für das kommunale
Wahlrecht aktiv geworden. Fünf Ge-
meinderäte haben bereits einen Rats-
beschluss für die Einführung des kom-
munalen Wahlrechts verabschiedet:
Köln, Bonn, Solingen, Herzogenrath
und Kamen.Das ist die eine Säule,auf
der die Kampagne fußt. Die andere
Säule besteht darin, dass wir wichti-
ge repräsentative Organisationen und
Verbände auf Landesebene außerhalb
des Parteienspektrums angesprochen
haben. In zahlreichen Gesprächen ha-
ben wir erreicht, dass sich der DGB,
die Arbeiterwohlfahrt,die Caritas,die
Diakonie, der Paritätische Wohl-
fahrtsverband,das Rote Kreuz,die Jü-
dische Gemeinde und der Landesju-
gendring mit an dieser Kampagne be-
teiligen. Gemeinsam versuchen wir,

i

Wir unterstützen die Forderung nach 
kommunalem Wahlrecht für alle legal in 
Deutschland lebenden Nicht-Deutschen. 

Ihre Stimme für Teilhabe! 

Wenn auch Sie die Einführung des kommu-

nalen Wahlrechts für Nicht-Deutsche in 

Deutschland unterstützen wollen, unter-

zeichnen Sie den Aufruf im Internet unter: 

www.wahlrecht-fuer-migranten.de 

LAG der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
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HIER, wo ich lebe, will 
ich wählen!
Auf Initiative der Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Migrantenvertretungen NRW
(LAGA) hat sich ein breites Bündnis mit dem DGB, dem Landesjugendring und der LAG der
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege für eine Kampagne zum Kommunalen Wahl-
recht gebildet. In den nächsten Wochen wird auch in Köln eine Unterschriftensammlung be-
ginnen. Der Kölner Stadtrat verabschiedete mit den Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP, DIE LINKE. Köln, zwei Einzelmandatsträgern und dem Oberbürgermeister Schram-
ma eine Resolution zum Kommunalen Wahlrecht.
Wir drucken hier ein Interview mit dem Vorsitzenden des Kölner Integrationsrates und Vor-
sitzenden der LAGA NRW Tayfun Keltek nach*.
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das Thema flächendeckend bekannt zu
machen und dafür zu werben. Unser er-
stes Etappenziel ist, in naher Zukunft
100 000 Unterschriften zu sammeln.
Und wir wollen viele Veranstaltungen
und Pressekonferenzen auf kommuna-
ler Ebene machen, um das Thema medi-
al bekannt zu machen.

Außerdem treten wir in Kontakt mit
allen Bundestagsabgeordneten aller
Parteien, um sie über das Thema zu in-
formieren und sie dazu zu bringen,Stel-
lung zu beziehen.Wir wollen Druck von
der Basis aus erzeugen, damit sich die
Parteien bis hin zur Bundesebene dieses
Themas annehmen und dann auch mit
einer Zweidrittelmehrheit das Grund-
gesetz ändern. Denn die Grundgesetz-
änderung ist eine Voraussetzung dafür,
dass die Länder dann das kommunale
Wahlrecht einführen können.

Wie läuft so eine Beantragung des
Kommunalen Wahlrechts ab und wel-
che Rolle spielen die Länder?
Wir haben uns das modellhaft so vorge-
stellt: Integrationsräte oder Ausländer-
beiräte fassen einen Entschluss.Mit die-
sem Antrag/Beschluss muss sich der
Stadt- oder Gemeinderat beschäftigen.
In der Regel gibt es sehr viel Verständ-
nis. Ich habe aber auch gleichzeitig un-
seren Mitgliedern empfohlen, dass sie
sich im Fall einer Ablehnung durch den
Stadtrat selbst an den Landtag wenden.
Wir begrüßen es natürlich auch sehr,
wenn eine Fraktion im Stadtrat direkt
von sich aus den Antrag stellen will.So-
wohl die Integrationsräte als auch die
Kommunalfraktionen können sich bei
Interesse gerne an die LAGA wenden,
wir haben Musteranträge vorformu-
liert.Die Landesebene soll natürlich po-
sitiv beeinflusst werden, um im Falle in
einer Grundgesetzänderung und auch
einer Bundesratsinitiative für das Kom-
munale Wahlrecht zu stimmen.

Welches Zeitfenster haben sie sich ge-
setzt?
Wir machen die Kampagne, bis wir am
Ziel sind. Mindestens diese Legislatur-
periode ist uns wichtig, weil wir mo-
mentan eine echte Chance sehen, dass
wir eine Zweidrittelmehrheit dafür ge-
winnen können, dass sie diese Grund-
gesetzänderung beschließt.Denn es gibt
ja einen Prüfauftrag in der Koalitions-
vereinbarung von CDU/CSU und SPD,
der wird nur bisher nicht ernst genom-
men.Wir hoffen eben,dass wir durch die
Unterschriftenlisten, durch den Druck
der oben genannten Partner in unserer
Kampagne, über die Diskussionen in
Stadtparlamenten und den Landtagen,
dann auch das Thema endlich mit Druck
auf die Agenda im Bundestag bringen.

Wenn wir uns die Lage hier in NRW
anschauen: hier gab einen Integra-
tionsgipfel, einen Islamgipfel, wir ha-
ben Integrationsminister: was für ei-

nen Stellenwert hat das kommunale
Wahlrecht in der Integrationsdebatte
hier in NRW gehabt in der letzten
Zeit? 
Die im Landtag vertretenen Parteien
haben sich 2001 über das Thema Inte-
gration breit ausgetauscht, sie haben
dann auch ein relativ gutes Papier mit
dem Titel „Integrationsoffensive“ ver-
abschiedet.
Sie waren sich in allen Punkten einig,
bis auf den einen: das kommunale Wahl-
recht für Migrantinnen. Die CDU war
die einzige Partei, die dagegen war. Da
das Thema in der Öffentlichkeit wenig
diskutiert war und auch auf Vorbehalte
stieß, konnte die CDU ihre starre Hal-
tung beibehalten, was ich sehr bedaure.
Die Parteien müssen sich, wenn sie eine
Integrationsoffensive starten, doch
auch fragen,ob ihre Haltung zum Wahl-
recht sinnvoll ist. Ich habe das Gefühl,
durch unsere Anregung ist das Thema
wieder ins Rollen gekommen.Wir haben
immer wieder auf die zurückgehenden
Einbürgerungszahlen hingewiesen und
die jetzige Bundesregierung hat sich im
Koalitionsvertrag selbst einen Prüfauf-
trag für die Einführung des kommuna-
len Wahlrechts erteilt. Und trotzdem
nimmt kaum jemand diesen Punkt in die
politische Diskussion auf.
Doch es gibt auch hier Anlass zu Hoff-
nung: 
So hat Oberbürgermeister Schramma in
Köln für den genannten Ratsbeschluss
gestimmt und auch Integrationsminis-
ter Laschet ist zumindest ins Nachden-
ken darüber gekommen, ob seine ableh-
nende Haltung noch richtig ist.

Was erwarten Sie nun hier in NRW von
den im Landtag vertretenen Parteien
und von der LINKEN? 
Alle Parteien – ob im Landtag oder nicht
– haben eine Basis. Und wenn sie uns
unterstützen wollen, dann sollten sie
diese Basis für das Thema sensibilisie-
ren, sollten Unterschriften sammeln,
Veranstaltungen zu dem Thema machen
und in ihren kommunalen Fraktionen
dafür werben, dass sie Anträge in den
Stadtrat einbringen. Aber auch die
Bundestagsabgeordneten sollten ange-
sprochen werden – wobei ich bei der
LINKEN das Gefühl habe, dass ihre
MdB schon ziemlich für das Thema sen-
sibilisiert sind.

Mit Tayfun Keltek sprach Anna Con-
rads für das Info Landespolitik von
DIE LINKE. Nordrhein-Westfalen.
Vorabdruck, voraussichtliches Er-
scheinungsdatum Ende Oktober. Das
Info Landespolitik rund um das The-
ma „Migration/Integration“ ist ab
Ende Oktober elektronisch als PDF
Dokument zu bestellen bei: Anna Con-
rads, Landeskoordination Landes-
gruppe NRW, lako. Ignrw @ ish. de.

*Aus: Lokalberichte Köln, 20/21, 2007

Römerbergbündnis
ruft zur Demo auf
Frankfurt a.M. Das Römerbergbündnis be-
stehend aus Evang. Kirche Frankfurt, Pfar-
rerin Esther Gebhardt und Pröpstin Gabrie-
le Scherle, Katholische Kirche Frankfurt,
Stadtdekan Dr. Raban Tilmann, Jüdische
Gemeinde Frankfurt, Prof. Dr. Salomon Korn,
Frankfurter Jugendring, Jan Lamprecht und
Deutscher Gewerkschaftsbund Frankfurt,
Harald Fiedler, ruft die Frankfurter Bevölke-
rung auf, am 20. Oktober 2007 gemeinsam
für Demokratie und das Recht auf Reli-
gionsfreiheit zu demonstrieren.

Das Römerbergbündnis hat für Sams-
tag, den 20. Oktober 2007 beim Ord-
nungsamt der Stadt Frankfurt am Main
eine Demonstration angezeigt, die um
11 Uhr am Katholischen Gemeindezen-
trum St. Anna im Frankfurter Stadtteil

Hausen beginnt und vorbei führt an ei-
ner evangelischen Kirche zu dem Ort,an
dem die neue Moschee der Hasrat-Fati-
ma-Gemeinde entstehen soll. Die
Kundgebung ist für 13 Uhr auf der Nid-
da-Brücke (Ludwig-Landmann-Stra-
ße) in der Nähe der U-Bahn-Haltestel-
le „Hausener Weg“ vorgesehen. (….)

In dem Demonstrationsaufruf des Rö-
merbergbündnisses heißt es: „Tagtäg-
lich zeigen Menschen aus verschiedenen
Religionen und Nationen in der Stadt
Frankfurt am Main, dass ein friedliches
und respektvolles Miteinander gelebt
werden kann und dass davon eine
Stadtgesellschaft nur gewinnt. Wie es
evangelische, katholische und orthodo-
xe Kirchen in Frankfurt gibt, orthodo-
xe und liberale Synagogen, so haben
auch die verschiedenen Richtungen im
Islam das Recht auf ihre eigenen Mo-
scheen.Dazu gehört,dass Gebetshäuser
des Islam erkennbar mit den öffent-
lichen Raum prägen.“ Das Römerberg-
bündnis wendet sich in seinem Aufruf
gegen die Stimmungmache der NPD,
welche ihre Wurzeln in der dunkelsten
Zeit unserer Geschichte haben. Es wen-
det sich entschieden gegen den NPD-
Aufmarsch in Frankfurt-Hausen und
unterstützt ein Verbot von NPD und ih-
rer Demonstration. PM, 5.10.07

Schwere politische Niederlage für 

die Moscheebaugegner

5.10.07 Die gestrige Stadtverordnetenversammlung

hat gezeigt: die Gegner des Moscheebaus in Frank-

furt sind politisch als Teil der extremen Rechten iso-

liert. NPD, REPs und der rechtspopulistische Stadt-

verordnete Wolfgang Hübner (BFF) müssen damit

eine schwere Niederlage einstecken. Entsprechend

liegen bei letzterem die Nerven blank. Jetzt hat er

unter Umständen zu all dem Ärger auch noch eine

Beleidigungsklage am Hals: http://antinazi.word-

press.com/2007/10/05/schwere-politische-nieder-

lage-fur-die-moscheebaugegner-bei-hubner-lie-

gen-die-nerven-blank/ Anti-Nazi-Koordination
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Sofortprogramm für bezahlbaren
Wohnraum: FRANKFURT A.M. Lothar
Reininger, Fraktionsvorsitzender und
Wohnungspolitischer Sprecher der
Linken im Römer schätzt die Lage am
Wohnungsmarkt viel dramatischer ein,
als es der scheidende Stadtrat Franz
Zimmermann diese Woche gegenüber
der Presse getan hat. Dieser hatte mehr
preisgünstigen Wohnraum speziell für
Familien gefordert. „Bei allen Woh-
nungsgrößen gibt es in Frankfurt eine
drastische Unterversorgung an preis-
günstigem Wohnraum. Das belegen al-
leine die langen Wartelisten beim Amt
für Wohnungswesen. Nach einer Emp-
fehlung des Deutschen Städtetages sol-
len 20% des gesamten Wohnungsbe-
standes einer Stadt zu vergleichsweise
günstigen Mieten für Menschen mit
kleinem Budget zu haben sein. In
Frankfurt liegt diese Quote unter 10%
und jährlich fallen mehr Wohnungen
aus der Bindung als neue hinzu kom-
men! Das wissen die Verantwortlichen
in der Stadt schon seit langem.Die Lin-
ke in Frankfurt sieht hier vor allem die
kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaften gefordert.Der Anteil der Woh-
nungen in kommunaler Hand kommt
relativ nahe an den vom Städtetag ge-
forderten 20%-Anteil heran. „Anstelle
dass die Stadt den Wohnungsbestand
ihrer Wohnungsbaugesellschaften dazu
nutzt preisgünstigen Wohnraum anzu-
bieten,steigen die Wohnungsbaugesell-
schaften in das mittlere und hohe Preis-
segment mit Kaltmieten von 10 Euro 
pro Quadratmeter und mehr ein. Dies
trägt noch zur Erhöhung der Durch-
schnittsmieten in Frankfurt bei. Es ist
Aufgabe der Stadtpolitik diese Ent-
wicklung zu stoppen.“ 

http://dielinke.wasg-im-roemer.de

Die LINKE. ist gegen Stuttgart 21:
STUTTGART. Zwar braucht Stuttgart als
Kern der Metropolregion den An-
schluss ans internationale Bahnnetz;
aber dazu braucht es den Tiefbahnhof
nicht.Bahn,Land und Stadt haben eine
ernsthafte Prüfung, wie der Bonatz-
Bahnhof ans Fernnetz, den Flughafen
und die Messe angebunden werden
kann, verweigert. Der Streit droht die
Stadt zu spalten. Eine so wichtige Ent-
scheidung sollten aber nicht die Ex-
perten und Stadtratsmitglieder allein
treffen.Eine moderne Stadtplanung er-
fordert die Einbindung der ganzen
Stadtgesellschaft. Daher ist ein Bür-
gerentscheid, auch wenn er spät
kommt, besser, als wenn viele sagen:
Die da oben machen doch was sie wol-
len. Daher gilt jetzt: Bürgerbegehren
unterstützen! 

Amtsblatt 41/2007, Sonderseite

Schulmittelfonds beantragt: FREISING.
Schule kostet Geld – Geld, das Hartz-

IV-BezieherInnen und Geringverdie-
nende nicht haben. Deshalb fordert die
FREISINGER LINKE im Kreistag den
Landkreis in einem Antrag auf, einen
Schulmittelfonds einzurichten. Kreis-
rat Dr.Guido Hoyer: „Aus diesem Fonds
soll Kindern von Bezieherinnen und
Beziehern von Leistungen nach SGB II
und SGB XII (ALG II, Sozialhilfe) ein
Zuschuss für Schulmittel gezahlt wer-
den. Die Schulbeihilfe soll pro Kind bis
zu 100.-  pro Schuljahr betragen.“ Im
ALG-II – Satz von monatlich 208 Euro
sind für Kinder bis 14 Jahre keine Aus-
gaben für Schulmittel vorgesehen.Des-
halb sollen Haushalte mit geringem
Einkommen aus dem einzurichtenden
Schulmittelfonds gegen Vorlage von
Quittungen die Ausgaben für notwen-
dige Schulsachen zurück erstattet be-

kommen. Und zwar
die tatsächlichen
Kosten für alle Schul-
stufen und nicht nur
für die Einschulung.
MitLinks Nr. 21, Okt. 2007

Kommunale Schul-
beihilfen: AUGSBURG.
Die IG Metall Augs-
burg setzt sich zum
Schuljahresbeginn
für kommunale

Schulbeihilfen ein. „Schule wird im-
mer teurer – so teuer,dass Hartz-IV-Be-
zieher und Arbeitnehmer mit geringem
Einkommen zu Schulanfang in große
finanzielle Bedrängnis geraten … Al-
lein unter diesem prekären finanziellen
Aspekt wird die soziale Unausgewo-
genheit bei der Verteilung von Bil-
dungschancen (Pisa-Studien) über-
deutlich. Nach unserer Rechtsauffas-
sung sind kommunale Beihilfen für
Schulsachen anrechnungsfrei: Die Bei-
hilfen sind eine zweckbestimmte Ein-
nahme, die einem anderen Zweck als
das ALG II / Sozialgeld nach SGB II
dient.“ Wenn ALG-II-Empfänger das
Schulmaterial ihrer Kinder nicht von
ihrem Regelsatz bezahlen können,muss
die Arbeitsagentur die Beträge als Dar-
lehen gewähren. (Sozialgericht Hanno-
ver, AZ S 46/AS 431/05 ER).

Info 36/Okt. 2007 der IG Metall/

Berichte aus Augsburg und Schwaben

Undank ist des Konzerns Lohn: ESSEN.
Die Ratsfraktion Die LINKE/ DKP/
AUF hält es für einen schlechten Witz,
dass die frühere STEAG, jetzt Evonik-
Fernwärme, mit juristischen Schritten
droht, sollte die Stadt Essen den An-
schluss der Stadtteile Stoppenberg und
Katernberg ans Evonik-Fernwärme-
netz nicht genehmigen.Ein solcher An-
schluss würde zu Lasten der Versorgung
der beiden Stadtteile mit Erdgas gehen,
das von den Stadtwerken geliefert
wird. Das lehnt die Ratsfraktion DIE

LINKE/DKP/AUF ab.„Wenns ums Ge-
schäft geht, kennt Evonik anscheinend
keine Freundschaft mehr“, so Gabriele
Giesecke, Sprecherin der Ratsfraktion
Die LINKE/DKP/AUF. „Erst sorgen
Oberbürgermeister Dr. Reiniger und
die Ratsfraktionen von CDU und SPD
dafür, dass sich die STEAG bzw. Evo-
nik durch die Verlängerung der Fern-
wärmelieferverträge auf Kosten der
Stadt Essen für weitere zehn Jahre eine
goldene Nase verdienen kann,dann be-
kommt die Stadt statt Dank den
sprichwörtlichen Tritt in den Hintern.“
Die Sorge von Oberbürgermeister Dr.
Reiniger um die „strategischen Interes-
sen“ der Stadt Essen als Konzern-
standort, die er als Hauptgrund für die
Verlängerung der Fernwärmeverträge
anführte, hat sich damit nur wenige
Monate nach der umstrittenen Ent-
scheidung als Luftnummer erwiesen.
Auch die Bezirksregierung hatte dieses
Argument angesichts der leeren Kassen
der Stadt als haltlos kritisiert. Ange-
sichts der Gewinnchancen hat auch sie
Sympathie für die Rekommunalisie-
rung der Fernwärmeversorgung geäu-
ßert.

www.dielinke-essen.de

Kommunen im Zugzwang wegen Ver-
säumnissen der Industrie: KÖLN. DIE
LINKE.KÖLN trägt die Dringlich-
keitsentscheidung zur Einführung der
Umweltzone Köln mit,damit diese zum
1.1.2008 rechtzeitig erfolgen kann. Die
Dringlichkeitsentscheidung wird nö-
tig, weil die Bezirksregierung ihre Zu-
stimmung von zusätzlichen Ausnah-
men abhängig macht, welche die ur-
sprüngliche Vorlage weiter ausdünnen.
Fraktionsvorsitzender Jörg Detjen er-
klärt dazu: „Es ist ärgerlich, dass die
Städte dazu gezwungen sind, an Symp-
tomen herumzudoktern, weil der Ge-
setzgeber wirksame Maßnahmen auf
die lange Bank schiebt. Kommunale
Aktionspläne zur Luftreinhaltung wä-
ren unnötig, wenn die Fahrzeuge be-
reits vom Hersteller serienmäßig mit
Filtern ausgestattet würden.“  Detjen
dazu weiter: „Eine effektivere Metho-
de des Umweltschutzes gerade in der
Innenstadt wäre es, den öffentlichen
Personennahverkehr auszubauen und
zu verbilligen. Außerdem muss die
Nachrüstung älterer Fahrzeuge we-
sentlich preiswerter bzw. überhaupt
möglich gemacht werden.“  

www.linksfraktion-koeln.de

„Sadistische Straßenumwelten“: HAM-
BURG. Nicht nur in Wandsbek soll ein
neues BID (Business Improvement Dis-
trict) entstehen, also öffentlicher Raum
unter die private Kontrolle der ansäs-
sigen Einzelhandelsunternehmen und
Grundeigentümer gebracht werden.
Die „BID News“ der Deutschen Indus-
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trie- und Handelskammer zählen al-
lein für Hamburg weitere BID-Projek-
te an der Reeperbahn, am Sachsentor
und der Alten Holstenstraße (Berge-
dorf) auf. Die verschiedenen Maßnah-
men unter Stichworten wie „Sicher-
heit“, „Sauberkeit“, „Möblierung“,
„Event-Kultur“ führen, das zeigen alle
bisherigen Erfahrungen, zu einer wei-
teren Welle des Ausschlusses von Bett-
lern und Obdachlosen aus dem öffent-
lichen Raum. Auf der Grundlage von
Sondernutzungsbestimmungen kön-
nen Betteln, Lagern und Alkoholkon-
sum auf Straßen und Plätzen krimina-
lisiert werden und die Vertreibung le-
galisieren. Die Neugestaltung der Mö-
blierung ist oft direkt darauf ausge-
richtet, Schlafen und bequemes Sitzen
zu verunmöglichen und damit einen
angenehmen Aufenthalt obdachloser
Menschen im öffentlichen Raum zu
verhindern. Ein Kritiker bezeichnete
dieses als die „Entstehung sadistischer
Straßenumwelten“.

CS, Lokalberichte Hamburg

Kahlschlag bei der Bahn – Rückschlag
für die Bürger: HANNOVER.Verkehrsmi-
nister Tiefensee plant, in großen Um-
fang Bahnhöfe schließen und Strecken
stilllegen zu lassen. „Damit werden
viele Regionen in Niedersachsen, ins-
besondere im ländlichen Raum, vom
Bahnverkehr abgeschnitten werden,
vor allem im Rahmen der geplanten
Bahnprivatisierung,“ erklärte der
Pressesprecher des Niedersächsischen
Städte- und Gemeindebundes (NSGB),
Thorsten Bullerdiek, in Hannover. Die
betriebswirtschaftlichen Begründun-
gen für diese Vorschläge verkennen den
grundgesetzlichen Sicherstellungsauf-
trag der Bahndienste in Deutschland.
„Bei dieser Daseinsvorsorge geht es ge-
rade darum, auch in solchen Regionen
Verkehrsverbindungen anzubieten, die
sich nach einer reinen Marktbetrach-
tung nicht rechnen,“ so Bullerdiek.Auf
den Hauptstrecken braucht sich der
Bund nicht vorrangig um diese Ange-
bote zu kümmern, da diese ohnehin
profitabel sind.
Zudem dürfen nicht alleine betriebs-
wirtschaftliche Erwägungen eine Rol-
le spielen. Auch der Klimaschutz ist
eine bedeutsame Zielsetzung mit gro-
ßer volkswirtschaftlicher Bedeutung.
Der diskutierte Kahlschlag im Schie-
nennetz würde einen erheblichen
Rückschritt für eine nachhaltige, kli-
maschutzorientierte Verkehrspolitik
bedeuten. Der Städte- und Gemeinde-
bund fordert daher, dass der Bund vor
einer Entscheidung über die weitere
Privatisierung der Bahn die Leistungs-
und Finanzierungsvereinbarungen
vorlegt und mit den betroffenen Städ-
ten und Gemeinden abstimmt. Der
Hinweis von Bundesminister Tiefen-

see, dass die Bundeslän-
der ja selbst den Umfang
des Regionalverkehrs be-
stimmen könnten, ist ein
Trugschluss. Die Länder erhalten Re-
gionalisierungsmittel des Bundes, um
Verkehrsleistungen zu bestellen, nicht
aber um Bahnhöfe, Bahnsteige und
Schienenwege zu erhalten und zu mo-
dernisieren. Der Städte- und Gemein-
debund fordert deshalb den Gesetzge-
ber dazu auf, bei der Privatisierung
klar zwischen dem Eigentum an der Ei-
senbahninfrastruktur und den Eisen-
bahnverkehrsunternehmen zu tren-
nen. Die Infrastruktur gehört in öf-
fentliche Hand. Und die öffentliche
Hand muss bestimmen können,was da-
mit geschieht. http://www.nsgb.info

Kommunale Daseinsvorsorge für Bür-
ger unverzichtbar! VELBERT. Die Vor-
sitzende des Ausschusses für Finanzen
und Kommunalwirtschaft des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes,
Bürgermeisterin Ursula Pepper, Ah-
rensburg, wies am Rande der Aus-
schusssitzung in Velbert auf die ge-
samtgesellschaftliche Bedeutung der
kommunalen Daseinsvorsorge hin:
„Die Kommunen sorgen tagtäglich da-
für, dass die Bürgerinnen und Bürger
flächendeckend, dauerhaft und quali-
tativ hochwertige Leistungen etwa in
den Bereichen Wasserversorgung oder
Hausmüllentsorgung erhalten. Die Be-
triebe der kommunalen Daseinsvor-
sorge sichern viele sozialversiche-
rungspflichtige und tarifliche Arbeits-
plätze. Durch die Investitionen dieser
Betriebe vor Ort profitiert die heimi-
sche Wirtschaft. Und im Bereich
Mittelstandsfinanzierung sind es vor
allem die kommunalen Sparkassen,die
mittelständische Unternehmen mit
Krediten versorgen.“ Parolen wie „Pri-
vat vor Staat“, die auf ein Zurück-
drängen kommunalwirtschaftlicher
Betätigung zielten, seien schädlich für
Bürger, Wirtschaft und Gesellschaft.
Die Frage, ob eine Aufgabe der Da-
seinsvorsorge effizienter kommunal
oder privat erledigt wird, sei im Übri-
gen immer eine Frage des Einzelfalls
und eigne sich deshalb nicht für ideo-
logische Debatten. „Es ist ein Irrweg,
wenn einzelne Länder die kommunal-
wirtschaftliche Betätigung einschrän-
ken.“ Pepper hob abschließend die Be-
deutung der kommunalen Daseinsvor-
sorge für die Versorgung der Bevölke-
rung auch im ländlichen Raum hervor.
Die Kommunen könnten sich diesen
hoheitlichen Aufgaben nicht einfach
entledigen, etwa wenn sich die Versor-
gung der Bevölkerung in ländlichen
Räumen aus rein betriebswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten nicht mehr
lohne. www.dstgb.de

Zusammenstellung: ulj

ver.di Bundes-
kongress:
Kampf gegen Rechts-
extremismus – ein
wichtiges Anliegen der
Mitgliedschaft
Wie jeder Gewerkschaftskongress war
auch auf dem 2. ordentlichen Bundes-
kongress der Gewerkschaft ver.di
(30.9.-6.10.) viel zu wenig Zeit, um alle
Anträge (etwa 1300) zu behandeln.The-
matisch bildeten die Anträge zu den
Themen Mindestlohn/Zeitarbeit, Hartz
IV – zweiter/dritter Arbeitsmarkt, „po-
litischer Streik“ sowie Rechtsextre-
mismus Schwerpunkte der Diskussion.
Wichtig war auch zu zeigen, dass zu Eu-
ropa auch gewerkschaftliche Zu-
sammenarbeit gehört. Symbolisch wur-
de ein gemeinsamer Mitgliedsausweis
von drei europäischen Dienstleistungs-
gewerkschaften (aus Österreich, Groß-
britannien, Deutschland) vorgestellt.

Allein zum Thema „Rechtsextre-
mismus“ lagen dem Kongress rund zwei
Dutzend Anträge vor.Um dem Anliegen
gerecht zu werden, erarbeitete der Ge-
werkschaftsrat – das höchste ehrenamt-
liche Gremium – einen eigenen umfas-
senden Antrag, den wir (auszugsweise)
dokumentieren. Er wurde mit wenigen
Enthaltungen angenommen.

Ein Antrag auf Streichung der Forde-
rung nach Verbot der NPD wurde mit
großer Mehrheit abgelehnt. Zur Unter-
stützung der Verbotsforderung wurde
sogar ergänzend ein Antrag zur Unter-
stützung der Kampagne „NPD-Verbot-
jetzt“ beschlossen.

Außerdem wurde zur Koordinierung
und Unterstützung gewerkschaftlicher
Aktivitäten gegen Rechts ein zentraler
Arbeitskreis eingerichtet. (har)

Beschluss des Bundeskongeresses:

Rechtsextreme, 
fremdenfeindliche und
antisemitische Positio-
nen und Einstellungen
bekämpfen!
Mit großer Beunruhigung und Besorg-
nis konstatiert der ver.di-Bundeskon-
gress die Zunahme rechtsextremer,
antisemitischer und fremdenfeind-
licher Gewalttaten aber auch die Zu-
nahme rechtsextremer und rechtspopu-

Kommunale 

Politik
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listischer Einstellungen bis in weite
Kreise der Bevölkerung, der Parteien,
Vereine, Gewerkschaften und auch der
eigenen Organisation.

In zunehmenden Maße sind rechtsex-
treme Parteien in Parlamenten vertre-
ten; aber es gibt auch die Übernahme
rechtsextremer und rechtspopulisti-
scher Haltungen oder die kritiklose
Übernahme reaktionärer Geschichts-
bilder in demokratischen Parteien und
Organisationen. Stellvertretend hierfür
sei die Diskussion um die Integration
hier lebender Menschen türkischer oder
arabischer Herkunft und moslemischen
Glaubens sowie die geschichtsklittern-
de Haltung des baden-württembergi-
schen Ministerpräsidenten bei der Ge-
denkfeier für seinen Vorgänger Filbin-
ger aufgezeigt.

In den vergangenen Jahren haben Ge-
walttaten mit rechtsextremen Hinter-
grund in beunruhigendem Maße zuge-
nommen. Dort, wo rechtsextreme Par-
teien in Parlamenten vertreten sind,
verhalten sie sich zunehmend auffälli-
ger und vertreten offen fremdenfeind-
liche und antisemitische Positionen.
Offensichtlich fühlen sie sich durch
den beunruhigenden Anstieg frem-
denfeindlicher und antisemitischer
Positionen und Einstellungen in der
Bundesrepublik Deutschland ermu-
tigt, auf den eine 2004 veröffentlichte
Langzeitstudie hingewiesen hat.

Im Sommer 2005 hat eine Untersu-
chung gezeigt, dass es auch Gewerk-
schaftsmitglieder gibt, die latent bis
offen rechtspopulistisches Gedanken-
gut vertreten, ja, dass in manchen Al-
ters- oder Berufsgruppen diese Anfäl-
ligkeit für rechtspopulistische Posi-
tionen sogar leicht über dem Bevölke-
rungsdurchschnitt liegt.

Der ver.di-Bundeskongress sieht
diese Entwicklung mit großer Sorge.
Das ist eine Herausforderung auch
und gerade für uns als Gewerkschaft!
Wir müssen uns verstärkt damit aus-
einandersetzen, dass die Rechtsextre-
men von heute nicht mehr allein mit
plumpen Thesen im Stil von „Ausländer
raus“ arbeiten: Sie verbinden klassische
rechtsextreme Einstellungen wie Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und Anti-
semitismus mit sozialen und ökonomi-
schen Themen wie Arbeitsmarktlage,
Globalisierung oder Kapitalismuskri-
tik. Sie setzen an Ängsten an, die in un-
serer Gesellschaft verbreitet sind: Un-
ter dem Deckmantel scheinbar sozial-
politischer Argumentationen transpor-
tieren sie antidemokratische und auto-
ritäre Positionen und Parolen.

Die Angst vor sozialem Abstieg, das
Erleben von Unsicherheit, das Erfahren
von sozialer Ausgrenzung und von Ent-
wurzelung sowie das Gefühl, gedemü-
tigt und herabgesetzt zu werden oder
der zunehmenden Komplexität der mo-
dernen Welt nicht mehr gewachsen zu
sein,können Menschen so verunsichern,

dass sie für rechtsextreme Einstellun-
gen ein offeneres Ohr haben oder darin
gar eine Perspektive zu erkennen glau-
ben.

Der ver.di-Bundeskongress ruft des-
halb die ver.di Mitglieder sowie die an-
deren DGB-Gewerkschaften und die
Öffentlichkeit auf, verstärkt die Aus-
einandersetzung mit rechtspopulisti-
schen und rechtsextremen Einstellun-
gen zu suchen und in Diskussionen und
in der Bildungsarbeit alle Chancen zu
nutzen, um Menschen den Rücken zu
stärken für die Zurückweisung von ras-
sistischen, fremdenfeindlichen, antise-
mitischen,antidemokratischen und dis-
kriminierenden Positionen und Paro-
len.

Wer verhindern will, dass Menschen
rechtspopulistische Parolen überneh-
men, muss deren Ängste ernst nehmen
und Orientierungen bieten.Dazu gehört
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie Be-
schäftigung geschaffen, wie Globalisie-
rung sozial eingebettet und wie Aus-
wüchse des kapitalistischen Wirt-

schaftssystems durch sozialstaatliches
Handeln begrenzt werden können.
Nicht zuletzt muss dies mit einem un-
bedingten Eintreten für Demokratie,
Menschenwürde und Toleranz verbun-
den werden. ver.di wird sich deshalb für
eine Politik in diesem Sinne einsetzen.
Wo Rechtsparteien und Rechtspopulis-
ten mit Ängsten und Ressentiments Po-
litik machen, setzen wir auf gewerk-
schaftliche Gestaltungskraft, auf soli-
darisches Engagement und auf Mitbe-
stimmung als einen demokratischen
und wirksamen Weg,ökonomischen und
sozialen Wandel zu gestalten.

Es gilt zu beachten: Rechtsextreme
Einstellungen, antidemokratisches
Denken und autoritäre Orientierungen
lassen sich nicht einfach aus der Ge-
sellschaft entfernen. Auch täuscht die
Hoffnung,dass rechte Umtriebe einfach

mit der Zeit verschwinden. Rechtsex-
tremismus bekämpfen ist eine Dauer-
aufgabe und heißt für uns deshalb, uns
mit langem Atem auf viele Diskussio-
nen und Auseinandersetzungen in Be-
trieben und Verwaltungen, in Nachbar-
schaften und Vereinen, aber auch auf
den Straßen unserer Städte einzustel-
len, um mit Argumenten und Aktionen
an die Wurzeln von fremdenfeindlichen
und antidemokratischen Einstellungen
heranzukommen.

So vielfältig die Situationen sind, in
denen wir auf rechtsextreme Einstel-
lungen oder rechten Populismus treffen,
so unterschiedlich sind die Strategien,
mit denen wir ihnen entgegentreten: Po-
litisch auseinandersetzen, entlarven,
verspotten,rechtlich verhindern,gesell-
schaftlich ächten, wo möglich verbie-
ten: Alle diese Strategien haben ihre Be-
rechtigung. Als Gewerkschafterin-
nen/Gewerkschafter, als Betriebs- und
Personalrätinnen und -räte wollen wir
insbesondere rechtsextreme Parolen
und Propaganda aus Betrieben und Ver-

waltungen fernhalten und bekämp-
fen, zum Beispiel über Betriebs- und
Dienstvereinbarungen.

Darüber hinaus werden wir in Pro-
jekten, Bündnissen, Aktionen und
Diskussionen mit demokratisch ge-
sinnten Kräften in unserer Gesell-
schaft für eine weltoffene, auf Frieden
und Freiheit gründende Demokratie
eintreten und für soziale Gerechtig-
keit, die nicht an nationalen Grenzen
halt macht.

1. ver.di wendet sich entschieden ge-
gen alle Formen von Rechtsextre-
mismus, Rassismus, rassistischer Dis-
kriminierung, Antisemitismus, Frem-
denfeindlichkeit und Intoleranz.

2. ver.di verurteilt jedes demagogi-
sche Verhalten von PolitikerInnen und
Parteien, die die berechtigten Ängste
der Menschen in Bezug auf wirt-
schaftliche, soziale und öffentliche
Unsicherheit und Globalisierung aus-
nutzen, um Immigrantinnen/Immi-
granten, Asylbewerberinnen/Asylbe-

werber und ethnische Minderheiten als
Ursache der Misere verantwortlich zu
machen.

3.Angesichts der Tatsache,dass Straf-
taten mit rechtsextremen Hintergrund
und damit verbundene ausländerfeind-
liche Haltungen in der Bevölkerung in
beunruhigendem Maße zugenommen
haben fordert ver.di die Öffentlichkeit,
und insbesondere die Gewerkschafts-
mitglieder,dazu auf,aktiv gegen rechts-
extreme Aktivitäten und Einstellungen
vorzugehen.

4. Diskriminierung wird durch wach-
sende Unsicherheit, Arbeitslosigkeit
und ansteigende Verarmung verschlim-
mert. Eine Politik, die sich auf soziale
Gerechtigkeit orientiert, kann helfen,
die Brutstätten für Rechtsextremismus
auszutrocknen.

5. ver.di ruft die Bundesregierung und
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Arbeitgeber für Stärkung der
„Teilrente“. FAZ, Mo. 8.10.07.
Der Zentralverband des Deutschen
Handwerks (ZDH) und der Deutsche In-
dustrie- und Handelskammertag
(DIHK) fordern neben anderen, Arbeit-
nehmern den Übergang in den Ruhe-
stand dadurch zu erleichtern, indem sie
eine „Teilrente mit 60“ – unter Inkauf-
nahme von Rentenabschlägen – in An-
spruch nehmen können.Außerdem wird
eine Lockerung der Hinzuverdienst-
grenzen vorgeschlagen.ZDH und DIHK
halten sowohl die starre Stückelung als
auch die Beschränkung des Zuverdien-
stes für überholt.Während der ZDH für
höhere Grenzen plädiert,will der DIHK
sie ganz abschaffen. In einem Papier des
DIHK heißt es: „Alle Renten (Teil- und
Vollrenten) sollen mit Abschlägen ab 60
Jahren vorzeitig in Anspruch genom-
men werden können. Die Abschläge
sollten von heute 0,3 auf 0,5 % je Monat
heraufgesetzt werden.“ Um zu verhin-
dern, dass eine Teilrentnerin oder ein
Teilrentner wegen niedriger Bezüge An-
spruch auf die staatliche Grundsiche-
rung habe, müssten vorher Rentenan-
wartschaften und Vermögensverhält-
nisse überprüft werden.

Standesvertretungen der Ärzte weisen
auf Ärztemangel hin. FAZ, Mi.10.10.07.
Neben 34 ostdeutschen gelten auch 30
westdeutsche Bezirke als unterversorgt.
Es fehlen nicht nur Hausärzte, sondern
auch Augen-, Frauen-, Haut- und Ner-
venärzte, was besonders ins Gewicht
fällt, weil künftig mit steigenden Pa-
tientenzahlen zu rechnen ist, wie die
Bundesärztekammer und die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung  (KBV)
untersucht haben. Häufig könne die
Haus- und fachärztliche Versorgung ge-
mäß dieser Studie nur durch ausländi-
sche Ärzte aufrecht erhalten werden. In
den nächsten fünf Jahren dürfte sich
dieser Zustand weiter verschlechtern,
da 41 000 Mediziner ausscheiden wür-
den,jedoch nicht in ausreichendem Maß
von jüngeren Ärzten ersetzt würden.
„Uns bricht der Nachwuchs weg“,
warnte Ärztepräsident J.-D.Hoppe.Ob-
wohl es so viele freie Stellen gebe wie
nie zuvor, sinke die Zahl der Absolven-
ten und jungen Ärzte Jahr für Jahr.

DIHK warnt vor Verlängerung des Ar-
beitslosengeldbezugs. FAZ, Do. 11.10.
07. Der DIHK appelliert an die Politi-
ker, die beschäftigungspolitischen Er-
folge nicht aufs Spiel zu setzen durch
eine Verlängerung der Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes – oder wie am Bei-
spiel der Post – durch Einführung hoher
Mindestlöhne. „Die Dauer der Arbeits-
losigkeit steigt, je länger das Arbeitslo-
sengeld gezahlt wird“, so Hauptge-
schäftsführer des DIHK, M.Wansleben.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presseLandesregierungen sowie die politisch
Verantwortlichen in den Städten und
Gemeinden auf: 

– allen Menschen wirksamen Schutz
und Hilfe gegen diskriminierende
Handlungen zu garantieren, die auf
Hautfarbe, Nationalität, Kultur oder
ethnische Abstammung, Zugehörigkeit
zu einer nationalen Minderheit, Spra-
che, Religion/Glaube oder Weltan-
schauung, Behinderung, Geschlecht
oder sexueller Identität gründen und er-
littene Schäden auf gerechte Weise wie-
der gutzumachen;

– Diskriminierung am Arbeitsplatz, in
der Ausbildung, in den Sozialdiensten
und bei der Unterbringung sowie bei der
Inanspruchnahme von öffentlichen
Dienstleistungen zu verbieten und zu
unterbinden;

– im Hinblick auf die Bekämpfung von
Vorurteilen und Stereotypen, die zu
Fremdenfeindlichkeit führt, wirksame
Maßnahmen zu ergreifen und hierbei
auch die Bereiche Ausbildung, Kultur
und Medien einzubeziehen;

– rassistische und fremdenfeindliche
Propaganda oder Handlungen, die über
Literatur, die Medien (Presse/Internet,
Radio, Musik, Filme etc. ) übertragen
oder ausgeführt werden,zu unterbinden
und/oder zu verbieten;

– die Familienzusammenführung von
eingewanderten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zu erleichtern und si-
cherstellen, dass die ausländischen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
insbesondere Frauen, ihre soziale Rech-
te kennen und leben können;

– das Asylrecht zu garantieren und
von kollektiven Abschiebungen abzuse-
hen sowie sicherzustellen,dass niemand
in ein Land ausgewiesen, abgeschoben
und ausgeliefert wird, in dem die jewei-
lige Person Opfer von Todesstrafe, Fol-
ter, Inhaftierung oder anderen un-
menschlichen und entwürdigenden Be-
handlungen und Bestrafungen werden
könnte und dabei insbesondere auf Ge-
walt zu achten, die Frauen und Kindern
zugefügt werden könnte.

ver.di wird auf dieser Grundlage Bil-
dungsangebote entwickeln und anbie-
ten, die den Mitgliedern den Rücken
stärken für eine Auseinandersetzung
mit rechtsextremen Positionen.

– ver.di mischt sich ein und begreift
den „Kampf um die Köpfe“ in der Aus-
einandersetzung mit rechtsextremen,
rechtspopulistischen und fremden-
feindlichen Haltungen als eines der
wichtigsten und zentralen Ziele in der
Bildungsarbeit. Dazu gehört die klare
Auseinandersetzung mit neoliberaler
Politik und jeder Form – auch von auch
unterschwelligem Rechtsextremismus –
der „Fremde“ zu Sündenböcken stem-
pelt. Dazu gehört es, die Abstiegs- und
Existenzängste der Menschen ernst zu
nehmen und die Menschen zu Zivilcou-
rage zu ermutigen.

– Die Auseinandersetzung darf nicht

nur auf die Bildungsarbeit beschränkt
bleiben, sondern muss als Aufgabe der
gesamten Organisation begriffen wer-
den. Wichtig ist deutlich zu machen,
dass ver.di Mitglieder gemeinsame Wer-
te verbinden wie: Solidarität,Kampf für
demokratische Rechte, für Arbeitneh-
merinnen-/Arbeitnehmer- und Ge-
werkschaftsrechte, für Gleichheit, für
Freiheit; Frieden und soziale Gerechtig-
keit über alle Grenzen hinweg.

– ver.di sucht,wo immer es möglich ist,
Bündnispartner zu finden in dieser Aus-
einandersetzung, bei anderen Vereinen,
Initiativen und Organisationen.

– ver.di zieht in der politischen Aus-
einandersetzung einen scharfen Tren-
nungsstrich zwischen der richtigen Ver-
teidigung sozialer und materieller Min-
deststandards gegen Unterbietungs-
konkurrenz auf der einen und rassisti-
scher Umdeutung dieser Konkurrenz
auf der anderen Seite zum Beispiel beim
Kampf gegen Auslagerung von Unter-
nehmen in andere Regionen.

ver.di sorgt dafür, dass verstärkt Be-
werberinnen und Bewerber mit Migra-
tionshintergrund in ehren- und haupt-
amtliche Funktionen gewählt werden.

6. ver.di ruft alle Gewerkschaftsmit-
glieder,alle demokratische Parteien und
die Öffentlichkeit auf:

– den Einfluss rechtsextremistischer
Bewegungen, Doktrinen, Medien und
Politik zurückzudrängen;

– für eine gerechte Behandlung aller
Mitglieder und Mitmenschen ungeach-
tet ihrer Hautfarbe, Nationalität, Spra-
che, Behinderung, Religion/Glauben
oder Weltanschauung, ihres Geschlech-
tes oder sexueller Identität einzutreten;

– Menschen mit Migrationshinter-
grund und Vertreterinnen/Vertreter eth-
nischer Minderheiten zu organisieren
und ihre Interessen zu vertreten;

– nach dem Motto „Mach meinen
Kumpel nicht an“ und „Rassismus
NEIN“ bei allen ihren beruflichen und
privaten Tätigkeiten aktiv zu handeln;

– auf rechtspopulistisches Gedanken-
gut zur Erlangung politischer Ziele zu
verzichten.

– ver.di fordert eine breite Bildungs-
reform,die neben der fachlichen und be-
ruflichen Qualifikation auf eigene Ur-
teilskraft und Kritikfähigkeit der Aus-
zubildenden und Lehrenden setzt sowie
ein ausreichendes gebührenfreies Ange-
bot an ganztägiger Einrichtungen von
der Kinderkrippe über Kindergärten,
Vorschulen,Schulen bis zur Universität,
die den Bedürfnissen der Mehrheit der
Bevölkerung entspricht: mit kleinen
Klassen, mit speziellen Angeboten für
Kinder und Jugendliche aus sozialen
Brennpunkten und mit Migrationshin-
tergrund sowie Menschen mit Behinde-
rungen.

– ver.di fordert das Verbot der NPD
und anderer rechtsextremer Parteien
und Organisationen.



Wird Thüringen das erste Ost-
Land mit einem Linkspartei-

Regierungschef? 
Noch sperrt sich die SPD, doch die

Zeiten scheinen sich geändert zu haben.
Ein Artikel von Matthias Meisner und
Matthias Schlegel im Berliner Tages-
spiegel vom 14.10.2007

Berlin – Still und weithin fast unbe-
merkt hat sich in Thüringen ein politi-
scher Quantensprung ereignet. Für die
Sozialdemokraten im Freistaat galt das
Liebäugeln mit einer rot-roten Option
anderthalb Jahrzehnte lang als schwe-
re Sünde. Sie wurde – wie im Fall des
zeitweiligen Innenministers Richard
Dewes – gar mit parteiinterner Ächtung
bestraft. Auch der heutige Thüringer
SPD-Fraktions- und -Landeschef
Christoph Matschie hatte noch vor der
Landtagswahl 2004 ein Bündnis mit
der PDS ausgeschlossen.

Die Zeiten haben sich geändert. Er-
klärtes Ziel der Sozialdemokraten ist
inzwischen, die CDU-Regierung um
Dieter Althaus 2009 abzulösen – auch
um den Preis einer rot-roten Koalition.
Seit Mitte September gibt es dazu so-
gar einen Beschluss des SPD- Landes-
vorstands. Und in beiden Parteien kur-
sieren bereits Organigramme mit der
Postenverteilung in einem rot-roten
Kabinett.

Doch nun quält die SPD ein weiteres
Problem: Weil bei den letzten Wahlen
die PDS stets vor der SPD ins Ziel kam,
müssen sich die Sozialdemokraten –
und nicht nur die in Thüringen – mit
dem Gedanken vertraut machen, viel-
leicht auch als Juniorpartner der
Linkspartei zu fungieren, also unter ei-
nem Linkspartei-Ministerpräsidenten.
Wird in Thüringen 2009 das letzte ost-
deutsche politische Tabu gebrochen?

Christoph Matschie hat einen schwe-
ren Stand in seiner Partei mit der kate-
gorischen Ablehnung dieser Konstella-
tion. Zwar konnte er sich im Parteivor-
stand erst einmal durchsetzen: „Wir
wollen 2009 stärkste politische Kraft
im Land werden.Eine Koalition mit der
Linkspartei wird es nur unter einer so-
zialdemokratischen Führung geben“,
heißt es im Vorstandsbeschluss vom 11.
September. Doch am linken Rand der
SPD grummelt es beträchtlich. Sollte
die Chance,wieder mitregieren zu kön-
nen, tatsächlich daran scheitern, dass
Linkspartei-Spitzenkandidat Bodo
Ramelow als Ministerpräsident in die
barocke Kurmainzische Statthalterei
in Erfurt einzieht? Auf dem SPD-Lan-
desparteitag am 24. November in
Schmalkalden dürfte sich an dieser
Frage noch einmal eine Debatte ent-
zünden.

Denn auch die jüngsten Umfragen sa-
gen eine komfortable Mehrheit für Rot-
Rot voraus – und die Linkspartei hat

wieder die Nase vorn.Das Leipziger In-
stitut für Marktforschung ermittelte
Ende August 36% für die CDU, 29 für
die Linke und 25% für die SPD. Sechs
Wochen zuvor hatte Infratest dimap
ähnliche Resultate prognostiziert.

Bodo Ramelow, früher Fraktionschef
der PDS im Erfurter Landtag und in-
zwischen in Berlin Vizechef der
Bundestagsfraktion und Bundeswahl-
kampfleiter, tritt jedenfalls genau mit
dem Anspruch auf das Amt des Regie-
rungschefs an.Ein „tüchtiger Minister-
präsident“ solle er werden, sagt sein
Chef Gregor Gysi. Sollte die Linkspar-
tei, um Rot-Rot zu ermöglichen, eine
SPD-Minderheitsregierung tolerieren
und auf das Ministerpräsidentenamt
verzichten oder, andere Variante, es
vielleicht erst zur Hälfte der Legisla-
turperiode übernehmen? Gysi wehrt
ab: „Es kann nicht gehen, dass wir uns
an einer Fälschung des Wahlergebnis-
ses beteiligen. Man darf diesbezüglich
nicht käuflich werden, sonst erklärten
wir uns selbst zu einer Partei zweiter
Klasse.“ Dass die SPD nur bereit sei,
mit der Linkspartei zu regieren, wenn
sie auch den Regierungschef stellen
dürfe, findet Gysi „indiskutabel“. Die
Sozialdemokraten würden sich mit ei-
ner solchen Haltung „politisch lächer-
lich“ machen.

Auch Ramelow will keine Diskussio-
nen in dieser Richtung zulassen. „Der
Wähler entscheidet, wie die Koalition
ist. Alles andere halte ich für eine Ver-
hohnepipelung der Wähler.“ Auf
„Spielchen“ oder „Manipulationen“
will er sich nicht einlassen: Liegt die
Linkspartei vor der SPD, will er Minis-
terpräsident werden – und sich in die-
sem Anspruch auch nicht beirren las-
sen durch Landesvorstandsbeschlüsse
der SPD. Zugleich versichert er, auch
nur Vizepremier werden zu wollen,
wenn die SPD besser abschneiden soll-
te als die Linkspartei – und erwartet das
umgekehrt auch von Matschie.

„Der Spiegel“ veröfffentlichte ein Inter-
view mit Bundesgeschäftsführer Diet-
mar Bartsch zur Agenda 2010:
Wie bewerten Sie den Vorstoß von Kurt
Beck, der das Arbeitslosengeld für Äl-
tere wieder verlängern lassen möchte?
Dietmar Bartsch: Links wirkt. Beck
nimmt einen Vorschlag auf, den die
Linkspartei vor Monaten schon ge-
macht hat.Aber erst wollen wir mal se-
hen,ob die schönen Worte auch in SPD-
Politik umgesetzt werden.Mich interes-
siert nur,ob sich etwas für die Menschen
zum Besseren ändert. Oder ob die SPD
wieder mal nur schönes Wortgeklingel
produziert.

Geht es für Beck um eine Sach- oder eine
Machtfrage?
glaube, gehe ich davon aus, dass es ihm

um eine Sachfrage geht. Die Machtfra-
ge muss er der SPD nicht stellen,es gibt
kaum Alternativen zu ihm als Partei-
chef.

Kämpft er weniger um eine sozialpoli-
tische Korrektur, sondern vor allem um
ein besseres Wahlergebnis auf dem SPD-
Bundesparteitag?
Natürlich hat die Debatte in Richtung
längeres Arbeitslosengeld mit dem be-
vorstehenden SPD-Parteitag zu tun. Er
will gut gewählt werden. Aber es geht
ihm auch bereits um die Vorbereitung
des Wahlkampfs für die Bundestags-
wahl 2009 und der Landtagswahlen,die
im Frühjahr stattfinden.Es geht um den
durchsichtigen Versuch, sich wieder als
Partei der sozialen Gerechtigkeit in Er-
innerung zu bringen.

Kämpft er um seine Autorität, die er vor
allem mit der Frage verloren hat, wie die
SPD mit der Linkspartei umgehen soll?
Mit Becks Autorität ist es nicht weit her.
In der Frage, ob die Linkspartei in den
Ländern ein Koalitionspartner sein
könnte, konnte er sich nicht durchset-
zen. Die SPD in den Ländern lässt sich
nicht von ihm fremd bestimmen. Seine
Autorität reicht dazu nicht aus.

Beck behauptet, sein Vorschlag zum Ar-
beitslosengeld sei eine Weiterentwick-
lung der Position, wie sie in der Agen-
da 2010 fixiert worden sei.
Das ist nun wirklich Unsinn. Mit der
Agenda 2010 ist eine falsche Richtung
in der Gesellschaft eingeschlagen wor-
den …

Fusion auch in Bremen vollzogen
Auch in Bremen ist die Konstitution der
neuen Partei DIE LINKE am Wochen-
ende formal vollzogen worden … Auf ei-
nem Landesparteitag wurde am Sonn-
abend die Sozialarbeiterin Cornelia
Barth zur Sprecherin des neuen Vor-
standes gewählt. Zum Sprecher berie-
fen die 70 Delegierten … den finanzpo-
litischen Sprecher der Linksfraktion im
Bundestag,Axel Troost.Aus dem mehr-
stündigen Wahlmarathon ging außer-
dem Antonie Brinkmann, Juristin und
freie Journalistin, als Schatzmeisterin
hervor. Komplettiert wird der ge-
schäftsführende Vorstand des Landes-
verbandes durch den Finanzbeamten
Michael Lassowski. Der neue Landes-
vorstand, der aus insgesamt zwölf Mit-
gliedern besteht, will am politischen
Programm zur Bürgerschaftswahl fest-
halten … Der Beschluss über einen dem
Parteitag vorgelegten Leitantrag wurde
auf eine weitere Tagung des Parteitages
im nächsten Jahr verschoben. Dieser
„Programmparteitag“ wird im ersten
Quartal 2008 stattfinden. (aus ND)

Zusammenstellung: jöd
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Die extreme Rechte und rechtskonser-
vative Kräfte sind europaweit auf dem
Vormarsch. Im europäischen Parlament
haben sich die europäischen Rechtsna-
tionalisten (Fraktion Identität, Tradi-
tion,Souveränität) zu einer technischen
Fraktion zusammengeschlossen. Es ist
davon auszugehen, dass sie bei der Eu-
ropawahl 2009 als einheitliche Liste an-
treten und im Wahlkampf rechtskonser-
vatives, rechtsextremes und neofaschis-
tisches Gedankengut verbreiten kön-
nen. In Frankreich wurde Sarkozy mit
Parolen wie „Alle Macht den Märkten“
und „Führe dich selbst“ Wahlsieger und
konnte sowohl ehemalige linke als auch
Le Pen-Wähler für sich gewinnen,in Po-
len siegte 2005 die national-konservati-
ve PiS (Recht und Gerechtigkeit), in Dä-
nemark errang die nationale Dansk
Folkeparti 2005 mit Forderungen nach
„umfassenden Maßnahmen zur Stär-
kung des Dänentums“ und einem anti-
islamischen Wahlkampf 13,2%, in
Großbritannien erzielte die British Na-
tional Party mit ihrer Kampagne „rights
for whites“ große Erfolge, in Italien ist
mittlerweile ein qualitativer Sprung in
das Lager der extremen Rechten von-
statten gegangen. 2002 hat die Lega
Nord offen die Ablehnung gegenüber
der multiethnischen Gesellschaft er-
klärt und die „Invasion der Fremden“
als Ursache alles Bösen ausgemacht. Es
findet mittlerweile eine Delegitimie-
rung der Resistenza statt, Faschisten
werden auf die gleiche Ebene wie Par-
tisanen gestellt und aktuelle neofaschi-
stische Anschläge werden verharmlost.

Vor diesem Hintergrund organisierte
die RLS am 28./29.9.07 einen Workshop,
der vor allem der Frage nachging, wor-
in die Erfolge der extremen Rechten und
rechtskonservativen Kräfte in Europa
zu finden sind, was ihre Programmatik
und Strategie ist, worin ihre Gemein-
samkeiten und Unterschiede bestehen
und vor allem, wie einem rechten Vor-
marsch aus antifaschistischer Sicht be-
gegnet und eine Rückdrängung erreicht
werden kann und muss. Eingeladen
wurden Sozialwissenschaftler und His-
torikerinnen aus Dänemark, Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, Ita-
lien, Österreich und Polen. Dieser Bei-
trag ist meine persönliche Quintessenz
aus diesem Wochenende:

Auf europäischer Ebene, zeitlich
unterschiedlich, ist es in den letzten 15
Jahren zu folgenden Veränderungen ge-
kommen: Immer mehr Menschen sind

aus dem kapitalistischen Arbeitspro-
zess heraus gefallen und von Arbeitslo-
sigkeit bedroht, dabei sind die Reallöh-
ne drastisch gesunken. Gleichzeitig hat
sich die Sozialdemokratie von traditio-
nellen Werten verabschiedet und neoli-
berale Wirtschaftspositionen angenom-
men und umgesetzt. Die Bindungskraft
von Parteien hat abgenommen und eta-
blierte Parteien bieten keine Lösungs-
angebote mehr an. Vor allem aber, und
das wurde von den Referenten und Re-
ferentinnen immer wieder betont,ist die
Linke geschwächt und wo vorhanden,
bietet sie keine Alternativvorschläge
und –lösungen.

Im Wahlverhalten zeigte sich, dass
Menschen aus dem traditionellen Ar-
beitermilieu nicht automatisch links
wählen. Es gibt eine große Enttäu-
schung in der arbeitenden Bevölkerung,
die zu Wahlenthaltung und/oder Pro-
testwahlverhalten führte. Vor allem

wählen noch die,die Angst haben,etwas
zu verlieren.

Die linken Parteien haben den Rech-
ten ihre Themenfelder überlassen. Zum
Teil hat die Linke bestimmte Positionen
aufgegeben aus der Furcht, sich damit
nicht mehr profilieren zu können (z.B.
Migrationspolitik). Die Rechten setzen
hier an. In ihrer Analyse ist ihr Platz da,
wo die Linke nicht mehr ist. (Die Kom-
munisten sind weg vom Fenster.) Die
Rechten begreifen sich als soziale Be-
wegung der Zukunft.Die ökonomischen
Probleme wollen sie mit Ungleichheit

lösen. Dabei ist ihre zentrale Ideologie
die nationale Frage.Sie greifen die Äng-
ste der Menschen auf, kanalisieren Po-
litik- und Parteiverdrossenheit und
münzen diese um. Sie arbeiteten mit
einfachen Schuldzuweisen  (z.B. unsi-
cherer Wohlfahrtsstaat, Terrorismus,
Einwanderer und nationale „Verräter“
haben Probleme hervorgebracht) und
ihre Lösungsangebote werden ebenfalls
radikal vereinfacht („Ausländer raus“).

Die Rechten üben starke Kritik an den
herrschenden Parteien und behaupten,
dass diese nicht mehr „nach dem Willen
des Volkes“ entscheiden würden, son-
dern nur noch eigene Interessen verfol-
gen. Sie behaupten weiter von sich, die
wahre Vertretung des Volkes zu sein, die
weiß, was das Volk will (Appell an das
Volk als ethnische und politische Ge-
meinschaft). Dementsprechend setzen
sie sich stark für direktdemokratische
Elemente ein, um Anhänger darüber zu

mobilisieren (z.B. Volksentscheid) und
reden von Gerechtigkeit und Fairness.
Auch inszenieren sie sich oft als Opfer
etablierter Politik.

Die Struktur der Rechten ist äußerst
flexibel, da sie autoritär aufgebaut ist
und keine innerparteiliche Demokratie
hat, aber auch, weil sie inhaltlich ver-
schiedene Positionen vertritt und daher
verschiedene Standbeine hat,mit denen
sie wirken kann.

Trotz aller Unterschiede der extremen
Rechten, rechtspopulistischen und
rechtskonservativen Kräfte in den ein-

Die Neuformierung der politischen Rechten in Europa / Europäischer Workshop 

der Rosa Luxemburg Stiftung (RLS) am 28./29.9.07 in Hamburg

Wo die Solidarität unter den Menschen 
aufhört, fängt der Faschismus an

Von links nach rechts: Bernhard Schmid, Gilbert Casasus, Meinhard Meuche-Mäker und
Francoise Diehlmann
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zelnen europäischen Ländern, wiesen
die Referenten jedoch auf folgende Ge-
meinsamkeiten rechter Propaganda
hin:

1. Wir sind mehr wert als andere
2. Das Eigene ist in der Substanz be-

droht durch das Fremde
Dabei erfolgt die Ab- und Ausgren-

zung über die Erhöhung des Selbstwerts
und die Bedrohung durch das Fremde
sowohl nach außen (Definition über Na-
tion) als auch nach innen (wer gehört zur
Nation). Die zentrale Ideologie der
Rechten ist es, die eigene Nationalität
zu wahren. Sie unterscheiden zwischen
national und nicht national und erhö-
hen ihre eigene Nationalität (z.B. däni-
sche Nationalpartei: die dänische Tra-
dition ist besser als die Tradition der
Fremden. Die dänische Tradition muss
daher bewahrt und gesichert werden).
Dabei tritt das „Fremde“ als Fremdkör-
per in die Gesellschaft ein und wird als
Feind betrachtet. Eine Integration ist
ausgeschlossen (z.B.dänische National-
partei: „Moslems kommen, um Däne-
mark zu besiegen“). Feinde sind daher
nicht nur die „Fremden“, sondern auch
alle, die sich mit ihnen solidarisieren
(also Menschen mit internationalem
Denken, Freigeister und Menschen, die
glauben, dass verschiedene Kulturen
zusammenleben können). Diese gelten
als Verräter.

Ähnliche Ausgrenzungsmuster sind
auch beim Antisemitismus festzustel-
len. Ein Referent ging auf die Gemein-
samkeiten der extremen Rechen und des
islamischen Fundamentalismus ein.
Der islamische Fundamentalismus
führt ebenso wie die extreme Rechte ei-
nen Kampf gegen die Auflösung der be-
stehenden Werte (Eigentum, Familie,
Sexualität). Wenn Dekadenz, Frauen-
rechte, Homosexualität auch als das
Fremde gesehen wird, quasi als „pro-
grammierte Invasion“, um die Gesell-
schaft aus den Angeln zu heben, muss
diese aus rechter Sicht bekämpft und
ausgegrenzt werden. Rechtsextreme
und islamische Fundamentalisten be-
greifen sich dabei als Bündnispartner
gegen den verhassten westlichen Geg-
ner, der diese Werte lebt. In dieser Kon-
stellation stehen Juden außen vor, da sie
mit westlichen Werten identifiziert wer-
den. In dieser Denkweise gibt es keinen
Ort für Juden. Wird dieses Argumenta-
tionsmuster weitergedacht, muss es als
Vernichtungsprogramm begriffen wer-
den.

Gleichzeitig hat die Rechte es ver-
standen, den Verteilungskampf inner-
halb der Nation nach unten zu verla-
gern. Die Ausgrenzungslogik wurde im
französischen Wahlkampf angewendet
und führte Sarkozy zum Sieg. Mit Pa-
rolen wie „Ich bin an der Seite der Fran-
zosen, die früh aufstehen“ oder „Wenn
Du mehr arbeitest, wirst Du mehr ver-
dienen“ oder „Ich habe gearbeitet, ich
hab es verdient“ oder „Wer arbeitet, hat

es verdient, in den Urlaub zu fahren“
wendete sich Sarkozy nur an die Men-
schen, die sich zum einen als Franzosen
fühlen (nationale Identität), und vor al-
lem an die, die noch Arbeit haben. Die
Arbeitslosen sind ihm egal, sie werden
zu „Fremden“ in der französischen Ge-
sellschaft erklärt.Sarkozy erreichte da-
durch Glaubwürdigkeit und konnte
Stimmen auch von Le Pen gewinnen.
Die Mindestlohndebatte der Linken in
Frankreich für einen Mindestlohn von
1500 Euro hat gezeigt, dass sich Arbei-
ter, die 1400 Euro verdienen, gegen den
Mindestlohn aussprachen, weil sie sich
dann nicht mehr „besser fühlen“ kön-
nen. „Der, der 1200 Euro verdient, soll
nicht das gleiche verdienen wie ich“.

In Frankreich setzten nicht die Men-
schen auf die rassistische Karte, die mit
Einwanderern zusammenleben (z.B. in
den gettoisierten Trabantenstädten /
Banlieues) , sondern die,die in der Nähe
der Banlieues wohnen. Diese wehren
sich sozusagen gegen die „Fremden“,
die „Ausländer“.

Auch wenn die extreme Rechte an
Stimmen nicht so stark ist, hat sie gro-
ßen Einfluss auf die Gesellschaft. Kon-
servative Parteien übernehmen europa-
weit deren Themen und Positionen. Da-
bei hat die extreme Rechte zwei Ge-
sichter. Die einen begreifen sich selber
als Ergänzung zur konservativen und
neoliberalen Politik. Um ihre Basis zu
mobilisieren und Wählerstimmen rechts
von sich zu gewinnen, benutzen konser-
vative Parteien rechtsextreme Themen
und Positionen. Die rechte Kritik fun-
giert so als Korrektiv der etablierten
Parteien (z.B.Asylkompromiss).Der an-
dere Teil begreift sich als Bewegung
außerhalb des Etablishments und wen-
det sich auch gegen die bürgerliche Eli-
te. Er stellt sich als sozialer Rebell dar
und zieht einen klaren Trennungsstrich
zu konservativen Kräften.

In der Analyse der Referenten wird die
Gefahr mehr bei der Neuen Rechten als
bei den Stiefelfaschisten gesehen. Neue
Rechte haben sich mittlerweile im
rechtsbürgerlichen Lager eingenistet,
sie vertreten die nationale Leitkultur
und einen patriotischen Antiimperia-
lismus. Sie fungieren als Scharnier zwi-
schen rechtsextremen Positionen und
traditionellem Konservatismus. Sie
propagieren die Gefahr von außen, von
der sich abgegrenzt werden muss, und
stellen jegliches fortschrittliche Be-
wusstsein unter Generalverdacht. Sie
stellen sich als demokratisch dar, in dem
sie z.B. ausländerfeindliche Demon-
strationen ablehnen, gleichzeitig aber
fordern oder verabschieden sie Gesetze
gegen Einwanderung.

Wo die Rechte stark ist, ist die Linke
schwach. Das ist das eigentliche Resü-
mee aus dem Workshop. Alle Referen-
tinnen und Referenten stellten die
Schwäche der linken Bewegung in ih-
ren Ländern fest und betonten, dass es

neuer Ideen und neuer Analysen bedarf.
Der Blick auf antifaschistische Gegen-
strategien kam leider zu kurz.Einig war
man sich, dass der gemeinschaftliche
Kampf um Toleranz, Integration, Soli-
darität in den Vordergrund gestellt wer-
den muss und dass es darum geht, die
Grundsätze von Gleichheit und Freiheit
zu betonen. Es wurde die Bildung brei-
ter Koalitionen begrüßt, um der Bedro-
hung vom Faschismus zu begegnen. Für
die Europawahl 2009 wurde gefordert,
sich argumentativ für ein alternatives,
fortschrittliches Europa einzusetzen.Es
wurde sich gefragt, ob die Linke im-
stande ist,an einer neuen Hegemonie zu
arbeiten, und wie eine linke Strategie
aussehen kann, die eine Dynamik in
Gang setzt und über eine kleine Pro-
testszene hinausgeht.

Im deutschen Bundestag wird Rechts-
extremismus als Störfall oder Rand-,
Jugend- oder Ostproblem behandelt. Es
gibt weder eine Kontinuität noch eine
Strategie, es wird mit Schuldzuweisun-
gen gearbeitet und mit Gelöbnis, wenn
es mal wieder zu einer Hetzjagd gegen
Einwanderer gekommen ist. Nach kur-
zer Zeit ist alles vergessen. Dabei wird
mehr auf Repression als auf Prävention
gesetzt.Da alle Themenfelder einen Bei-
trag gegen rechte Positionen leisten
müssen, schlug Petra Pau in ihrem Re-
ferat eine Querschnittsarbeitsgruppe
der Linken vor. Außerdem sollte es auf
parlamentarischer Ebene eine/n Beauf-
tragte/n für Demokratie und Toleranz
geben. Auf die Frage eines Gastes, wie
die Linke denn mit nationalen Positio-
nen in den eigenen Reihen umzugehen
gedenke (Lafontaine „Fremdarbeiter-
these“, PDS-Bürgermeister, die in sei-
nem Dorf die öffentliche Verbrennung
des Anne-Frank-Buches tolerierte), hat
Petra Pau geschwiegen.

Solange die Linke keine Antworten
auf den kapitalistischen Globalangriff
hat, so meine ich, wird sie hinter der
Rechten hinterherlaufen, um Schlim-
meres zu verhindern. Wir müssen die
Mehrheit der Menschen überzeugen,
dass ein sozialistisches Modell auch ih-
nen Verbesserungen bringt, dass Werte
wie Gleichheit und Freiheit auch ihnen
nützen. Den Anspruch vor sich herzu-
tragen reicht nicht aus. Es nützt nichts,
Faschisten nur als Faschisten zu be-
zeichnen.Keiner ist zu blöde,um zu wis-
sen,was das Beste für ihn und für sie ist.
Wir müssen auf die Straße gehen, an die
Haustüren klingeln und Menschen von
unseren Ideen einer sozialistischen Pro-
duktionsweise und gleichberechtigten
Verteilung der produzierten Güter zu
überzeugen. Und das ist letztlich keine
neue Idee. B.

PS: Voraussichtlich März 2008 erscheint im
Dietz-Verlag Berlin eine Publikation, in der
auch die Vorträge dieses Workshops aufge-
nommen sind.
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Ein Veranstaltungsbericht aus Hamburg

Das letzte Tabu
Es hat einen besonderen Wert,wenn sich
bei einer Veranstaltung Forscher und
Zeitzeuge mit ihren Beiträgen ergänzen.
Dieser Glücksfall lag vor, als am 25.9.
im Curiohaus der Wehrmachtsdeserteur
Ludwig Baumann und der Historiker
Wolfram Wette über „das letzte Tabu“
sprachen. Was gemeint war, ging auch
aus dem Untertitel der Veranstaltung
noch nicht klar hervor,jener ekligen Äu-
ßerung, mit der Filbinger seinerzeit
wesentlich dazu beitrug, sich selbst aus
dem Amt zu befördern („Was damals
Recht war …“). Wichtig in diesem Zu-
sammenhang der Hinweis Professor
Wettes, dass dafür die eigenen CDU-
Parteifreunde aus Baden-Württemberg
und nicht etwa die Stasi oder irgend-
welche Linke dafür verantwortlich wa-
ren. But the legend is still alive!

Es ging nicht um Desertion aus der
Wehrmacht, sondern um das Thema
„Kriegsverrat“ im Zweiten Weltkrieg.
Weder die betroffenen Personen noch
der Begriff existieren heute noch. Alle
unter dem Vorwurf des
Kriegsverrats verurteilten
Personen sind tot; alle
wurden mit dem Tode be-
straft; bei keinem wurde
die Strafe aufgeschoben,
so dass er die Befreiung
noch hätte erleben kön-
nen.

Nach 1945 wurde der
Begriff „Kriegsverrat“
nicht mehr gebraucht. Er
wurde 1872 in das Straf-
gesetzbuch eingeführt und
bezog sich damals auf re-
lativ klar umgrenzte Tat-
bestände.Wette selbst sag-
te in seiner Einleitung, er
habe sich, bevor er sich in-
tensiv mit dem Thema be-
schäftigte, unter „Kriegsverrat“ so et-
was wie Spionage zu Gunsten der
Kriegsgegner vorgestellt. Diese Kon-
kretisierung verschwand mit dem Mili-
tär-Strafgesetzbuch von 1934. Der ent-
sprechende Paragraph wurde zum Ter-
rorinstrument gegen die einfachen Sol-
daten. (Im Vortrag wurde betont, dass
Offiziere sehr viel schonender behan-
delt wurden. In einem Fall wurde Sol-
daten zum Vorwurf gemacht, sie hätten
ein Flugblatt des „Nationalkomitees
Freies Deutschland“ aus dem Offiziers-
kasino, wo es ausgelegen hatte, mitge-
nommen; es ist nichts davon bekannt,
dass den Offizieren ein Prozess gemacht
worden wäre. Der einzige General, der
wegen „Kriegsverrats“ angeklagt wur-
de – von Sedlitz-Kurzbach – wurde in
Abwesenheit zum Tode verurteilt.) Ent-
sprechend weit ist das Spektrum der in
den 29 untersuchten Urteilen (gegen 63
Angeklagte) erfassten „Delikte“ (dieser

Begriff muss in Anführungszeichen ge-
setzt werden, weil willkürlich Anklage-
gründe in angebliche Delikte umge-
münzt wurden.): neben politischem
Widerstand (hier wäre die in der Nazi-
Terminologie so genannte „Rote Kapel-
le“ zu erwähnen), widerständige Gesin-
nung (typischerweise wurden nicht nur
Taten, sondern auch Gesinnungen be-
straft), judenfreundliche Akte (so wur-
de z.B. der Begriff des „Judenschmug-
gels“ erfunden), Kontakte und Über-
laufen zu den Partisanen, Versuch, zu
den Armeen der Kriegsgegner aufzu-
nehmen. Selbst diese Aufzählung gibt
nur einen unvollkommenen Eindruck
von der Willkür der NS-Militärjustiz. In
diesem Zusammenhang sollte erwähnt
werden, dass auch Todesurteile mit der
Begründung ausgesprochen wurden,
der Betreffende habe einen derart will-
kürlich definierten „Kriegsverrat“
nicht angezeigt.

An dieser Stelle berühren sich die Er-
gebnisse der Forschungen Wettes und
die Erlebnisse des Deserteurs Ludwig
Baumann. Ludwig Baumann traf einen
wegen Kriegsverrats angeklagten Sol-
daten, Johann Lukaschitz (1919-1944),

auf seiner Odyssee durch die Stätten der
Verfolgung durch die NS-Militärjustiz.
Er selbst war mit einem Kameraden in
Frankreich desertiert und zunächst
zum Tode verurteilt worden. Lange Zeit
verheimlichte man ihm, dass dieses Ur-
teil aufgehoben worden war und er die
Freiheitsstrafe „nach Beendigung des
Krieges“ (die sich die Nazis als siegreich
vorstellten) zu verbüßen wäre. In dieser
langen Zeit lag er in Fesseln und muss-
te täglich befürchten, hingerichtet zu
werden; er spricht von dieser Zeit als
von dem Grauen. Ludwig Baumann hat
dieses Grauen überlebt, und trotzdem
wäre der Einwand, er sei als Zeitzeuge
zum Thema „Kriegsverrat“ fehl am
Platz, in zynischer Weise verfehlt: Zum
einen ist bekannt, dass wegen „Kriegs-
verrat“ angeklagte Soldaten nicht über-
lebt haben, und zum anderen ist darauf
hinzuweisen,dass für Ludwig Baumann
das Grauen nach 1945 nicht aufhörte.

Er wurde wie alle Deserteure als „Feig-
ling“ diffamiert und mehr als einmal mit
unflätigen Ausdrücken belegt,so dass er
schließlich aus der Bahn geworfen wur-
de und dem Alkohol verfiel. (Er spricht
bewundernswert offen über diese Le-
bensphase.) Erst als in der Phase der in
den 80er Jahren wiederbelebten Frie-
densbewegung die Desertion aus der
Wehrmacht umgewertet wurde, nahm
sein Leben wieder eine positive Wende:
Er gründete die Vereinigung der Opfer
der NS-Militärjustiz und erreichte –
hierbei unterstützt von Historikern und
anderen politisch engagierten Personen
– auf einem langen Wege die Rehabili-
tierung der Deserteure. Ob die wegen
„Kriegsverrats“ verurteilten Soldaten
posthum rehabilitiert werden, ist noch
keineswegs gewiss.Die Justizministerin
Zypries zögert; als Gegenargument
wird – in völliger Verkennung der Tat-
sachen – immer noch die Gefährdung
des Lebens deutscher Soldaten durch
den „Kriegsverrat“ angeführt. So weit
ist es nie gekommen, und selbst wenn es
so weit gekommen wäre, dann wäre die
Rettung nicht nur von vielen Soldaten,
sondern auch von mindestens so viel
verfolgten Zivilisten durch einen vor-
zeitigen Zusammenbruch der Front dem
gegenüberzustellen.

Wichtig waren in der anschließenden
Diskussion folgende historische An-
merkungen Wettes: Der Vorwurf des
„Kriegsverrats“ sei unbedingt im Zu-
sammenhang mit dem Erstarken des
Nationalismus im 19.Jh.zu sehen.Zwar
haben die NS-Juristen den Begriff ins
Uferlose ausgedehnt; ihnen vorausge-
gangen waren zwar noch nicht in der ju-
ristischen Realität, aber schon im juris-
tischen Denken (dasselbe lässt sich für
den Bereich der Desertion feststellen)
die Rechtswissenschaftler der Kaiser-
zeit und der Weimarer Republik. Be-
zeichnend ist die Karriere des Militär-
juristen Schwinge, der in der Weimarer
Zeit schon die juristischen Vorstellun-
gen propagierte, die er in der NS-Zeit
dann exekutierte und in der BRD wei-
ter als Lehrstuhlinhaber vertrat.

So ergänzten sich an diesem Abend
die Ebenen des persönlichen Erlebens,
der historischen Reflexion und der po-
litischen Schlussfolgerung in gelunge-
ner Weise.

Lothar Zieske 
(aus: Lokalberichte Hamburg)

Nachbemerkung: Vom 22. Juni bis 1.
August 2007 war die Wanderausstel-
lung, die das Thema „Kriegsverrat“ an
Hand von Beispielen einzelner Prozes-
se behandelt,  in der Berliner St. Johan-
nes-Evangelist-Kirche zu sehen. Die
nächste Station war Köln (bis 21. Okto-
ber). Anschließend wird die Ausstellung
in München, Halle, Freiburg und ande-
ren Städten gezeigt. Nähere Informatio-
nen unter: http://www.stiftung-denk-
mal.de/projekte/wanderausstellung

In Erfurt wurde 1995 ein Denkmal für den unbekann-
ten Wehrmachtsdeserteur errichtet.



Umfassende Sonderausstellung zu bis-

lang wenig beachteter Geschichte

Geflohen aus 
Deutschland – 
Hamburger Künstler 
im Exil 1933-1945
Zu Beginn der NS-Diktatur lebten 600
Künstler und Künstlerinnen in Ham-
burg – 64 von ihnen flohen nach dem
Frühjahr 1933 ins Ausland, weil sie sich
der Abschaffung der Kunstfreiheit
durch die Nazis entziehen wollten oder
weil sie wegen ihrer jüdischen Abstam-
mung oder ihrer politischen Überzeu-
gung verfolgt wurden. Erstmals werden
hier in einer Sonderausstellung im Mu-
seum für Hamburgische Geschichte
sämtliche ins Exil getriebenen Künstler
und Künstlerinnen aus Hamburg ge-
meinsam vorgestellt.

Verfolgungen schon ab 1933

Die folgenreichste Veränderung nach
der NS-Machtübernahme bestand in
der Abschaffung der Autonomie der
Kunst. Die pluralistische Kunstszene
wurde 1933 sofort eingeschränkt durch
Angriffe, Diffamierung und Ausgren-
zung all dessen, was den ideologischen
Vorstellungen des NS-Regimes nicht
entsprach.

Nach der amtlichen Registrierung in
der Reichskulturkammer steuerten die
Nazis ihre Kulturpolitik von Berlin aus.
Künstlervereinigungen wurden gleich-
geschaltet. Die „Hamburger Künstler-
schaft“ trennte sich allerdings auch sehr
folgsam schon Anfang April 1933 von
ihren jüdischen Mitgliedern, die „Ham-
burger Sezession“ löste sich, vor diesel-

be Forderung gestellt,
im Mai 1933 selbst auf.
Der Hamburger Lan-
desleiter der Reichs-
kulturkammer Werner
Tiede regierte autori-
tär,prüfte,genehmigte,
nahm auf, schloss aus,
verbot. Der gesamte
Künstlerstand von
nicht weniger als 600
bildenden Künstlern
wurde bevormundet
und gegängelt.

Gründe für die 

Emigration

Vier klar zu definieren-
de Gruppen wurden
von den Faschisten
ausgegrenzt, entrech-
tet, entwürdigt, nach
Möglichkeit außer
Landes gejagt. Wer
nicht emigrierte,muss-
te mit ernsten Konse-
quenzen, sogar Ermor-
dung rechnen.Von 212
Künstlern,die in Ham-
burg unter NS-Repres-
salien zu leiden hatten,
entschloss sich fast ein
Drittel zur Ausreise. Zu ihnen zählten
politisch Andersdenkende, besonders
links engagierte Künstler, Mitglieder
der SPD und KPD, die sofort mit voller
Härte verfolgt, gejagt und eingekerkert
wurden.

Angehörige nicht genehmer „Ras-
sen“, Osteuropäer, Farbige, vor allem
Juden wurden grundsätzlich aus dem
Kunstgeschehen ausgeschlossen. Fünf-
zig Künstler, beinahe ein Viertel aller
Verfemten, waren rassistisch verfolgt;
unter den ins Exil Vertriebenen waren

mehr als 80 Prozent jüdischer Abstam-
mung.

Verfolgt wurden ferner Angehörige
bestimmter Minderheiten,unbürgerlich
lebende Bohemiens, Antroposophen,
Homosexuelle, psychisch Labile und
alle, die sich den Forderungen nach Er-
richtung einer Staatskunst nicht beu-
gen mochten.

Exilländer und Alltag

Bei den 23 Exilländern, die die 64
Künstler ansteuerten, handelte es sich
nur in wenigen Fällen um ein Land der
freien Wahl. Einige wanderten noch
während der NS-Zeit in andere Länder
weiter. Die politische Emigration kon-
zentrierte sich in den ersten Jahren vor
allem auf Frankreich, das die Exilfüh-
rung der KPD, und die Tschechoslowa-
kei, die die der SPD aufnahm, sowie die
Sowjetunion, in die ausschließlich kom-
munistische Flüchtlinge gingen. Nach
der Annexion Österreichs im Juni 1938
versuchten die westlichen Staaten mit
einer restriktiven Asylpolitik, die
Flüchtlingsströme aus Deutschland
und Österreich von ihren Territorien
fernzuhalten.

Die persönlichen Verhältnisse der ein-
zelnen Flüchtlinge erschießen sich aus
ihrer Biografie. In Frankreich z.B. fan-
den die Künstler kaum Arbeits- und
Ausstellungsmöglichkeiten, der Kunst-
markt brach zusammen. Trotzdem ent-
stand in keinem anderen Land ein ver-
gleichbares Exilzentrum.

Das Leben im britischen Exil erwies
sich ebenfalls als schwierig. Die, die ur-
sprünglich in die USA weiterwandern
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Rudolf Jacob Zeller (Exil in Niederlande): Selbstbildnis nach der
Befreiung mit orangefarbener Blume, 1944, Öl auf Holz 

Susi Lewinsky (Exil in El Salvador): Kaffeeleserinnen, undatiert, Öl auf Leinwand
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Dieser Ausgabe der
Politischen Berichte liegt
ein Aufruf bei 

Die Arbeitsgemeinschaft „Konkrete
Demokratie – Soziale Befreiung in und
bei der PDS“ strebt ihre Anerkennung
als Arbeitsgemeinschaft der Partei
DIE LINKE. an.

In erheblichem Unterschied zur
PDS,in der Arbeitsgemeinschaften „in
und bei“ anerkannt, unterstützt und
mit Rechten ausgestattet wurden,sieht
die Satzung der Partei DIE LINKE.
eine restriktive Handhabung vor. Um
als bundesweiter Zusammenschluss
anerkannt zu werden,gibt es drei Mög-
lichkeiten, von denen für die ArGe
„Konkrete Demokratie – Soziale Be-

freiung“ gegenwärtig eine realistisch
ist. Wir werden als bundesweiter Zu-
sammenschluss dann anerkannt, wenn
wir in mindestens acht Landesverbän-
den ein Zweihundertstel der Mitglie-
der repräsentieren. Grundlage sind die
Mitgliederzahlen per 31.12.2006, das
heißt konkret, dass folgende Mindest-
zahl von Mitgliedern der LINKEN.ihre
Zugehörigkeit zur ArGe erklären
muss:
Baden-Württemberg 9
Bayern 8
Berlin 48
Bremen 2
Hamburg 4
Hessen 8
Niedersachsen 10
NRW 21

Rheinland-Pfalz 5
Schleswig-Holstein 3

Alle Mitglieder der ArGe und Teil-
nehmer/innen der Linken Schule sind
gefragt, die beiliegende Erklärung zu
unterzeichnen. Sofern sie bisher der
Partei DIE LINKE. nicht angehören,
bitte ich die Möglichkeit des Eintritts
ernsthaft zu überprüfen, damit die
ArGe die nötigen Voraussetzungen für
ihre Anerkennung vorweisen und ihre
Arbeit als bundesweit anerkannter
Zusammenschluss fortsetzen kann.
Die Unterlagen müssen bis zum 30.11.
bei der Bundesgeschäftsstelle einge-
reicht sein; die Zeit drängt.
Christiane Schneider, Sprecherin der
ArGe „Konkrete Demokratie – Sozia-
le Befreiung“

wollten, konnten ihre Absicht nicht
mehr verwirklichen. Beinahe alle wur-
den aus ihrer beruflichen Bahn gewor-
fen. Die Malerei der Moderne erschien
als exotisch. Expressionismus galt als
ungezügelt, deutsch und brutal. Neue
Sachlichkeit, Surrealismus und ab-
strakte Kunst waren unbekannt. Sie
stießen auf Unbeweglichkeit und Un-
verständnis der Gesellschaft.

Ausstellung und Begleitband

In Hamburg sind die meisten der 64
Künstler vergessen, mehr als 80 Pro-
zent. Die Ausstellung hat sich zur Auf-
gabe gemacht, sie wieder ins Bewusst-
sein der Öffentlichkeit zu bringen. Sie
werden präsentiert, gewürdigt und

durch den Begleitband do-
kumentiert. Neben ihnen
stehen andere ausgewan-
derte Künstler, die sich
nach dem Krieg wieder
profilieren konnten und
heute überregional be-
kannt sind. Ausstellung
und Katalog vermitteln
eine Vorstellung der Ver-
luste, die das kulturelle
Leben Hamburgs durch
die Emigration von 64
Künstlern in der NS-Zeit
erfuhr. Nach Möglichkeit
ist jeder Künstler mit einer
Biografie und einer Reihe
von Werken aus dem Exil
1933 bis 1945, aber auch
späterer Arbeiten, vertre-
ten. Kurze Informationen
über die Verhältnisse in
dem jeweiligen Zufluchts-
land geben eine Vorstel-
lung von dem, was Emi-
granten erwartete. rua

Zusammengefasst und doku-
mentiert aus: Maike Bruhns,
Geflohen aus Deutschland –
Hamburger Künstler im Exil
1933 – 1945, Begleitband zur

Ausstellung. Sonderausstellung im Museum
für Hamburgische Geschichte, Holstenwall
24: Dienstag – Samstag 10.00 Uhr bis 17.00
Uhr. Sonntag 10.00 Uhr – 18.00 Uhr. Öffent-
liche, kostenlose Führungen: jeden Sonntag
um 14.00 Uhr, ohne Anmeldung. Die Aus-
stellung geht noch bis zum 9. Dezember
2007.

Leseempfehlung

Afghanistan im Fokus
Die Ziele und Aufgaben der deutschen
Militärpolitik hat erneut die Bundes-
tagsdebatte zum Einsatz der Bundes-
wehr in Afghanistan Klarheit geschaf-

fen. Obwohl über 70 Prozent der Bevöl-
kerung der deutschen Bundesrepublik
„Raus aus Afghanistan“ fordern, hat
sich die Mehrheit der Abgeordneten des
Bundestages dagegen ausgesprochen.
Die Vierteljahrzeitschrift „WeltTrends“
hat im Vorfeld der Bundestagsentschei-
dungen der kritischen Öffentlichkeit
verpflichtet gefühlt und die Herbstaus-
gabe unter den Titel „Militärmacht
Deutschland?“ gestellt. Neun Autoren
wurden gewonnen, sich zu diesem seit
Monaten diskutierten Thema zu äußern.
Benjamin Kleemann (Oldenburg) wid-
met sich den Auslandseinätzen im Par-
teienstreit. Lothar Schröter (Potsdam)
äußert sich kontrovers „Über sicher-
heitspolitische Defizite hierzulande“
und warnt vor neuen Bedrohungen und
altes Denken. Dabei verweist er auf die
primäre Verantwortung der Kernwaf-
fenmächte und den Zwang des Völker-
rechts.Florian Kühn (Hamburg) fordert
„Mehr Politik“, mehr öffentliche De-
batte und mehr Problemdiagnostik.
Über die Rolle der Bundeswehr im Ko-
sovo und ihre „funktionellen Heraus-
forderungen dieses Einsatzgebietes“
und die „Kernziele der deutschen Na-
tion-Building-Bemühungen“ denken
Axel von Hoerschelmann (Potsdam)
und Bernhard Voget, Göttingen, nach.
Dass die „Deutsche Militärpolitik im
Umbruch“ ist, belegt Lutz Kleinwäch-
ter. Gerhard Kümmel vom Institut der
Bundeswehr in Strausberg behauptet:
Es ist, wie es ist: Deutschland ist Mili-
tärmacht! Eine Chronologie der Aus-
landseinsätze der Bundeswehr seit 1990
und ein statistischer Überblick über die
Struktur der Einsätzkräfte vervollstän-
digt das Kompendium.

Franz-Karl Hitze

WeltTrends – Zeitschrift für Internationale
Politik und vergleichende Studien. Ausgabe
56, Herbst 2007, 192 Seiten, Preis 9,50
Euro (Abo 40 Euro), Bezug: WeltTrends, Uni-
versitätsverlag Potsdam, PF 601563, 14415
Potsdam; E-Mail: bestellung@welttrends.de

Lore Feldberg-Eber (Exil in Großbritannien): Selbst: 1945, Öl
auf Pappe
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18. bis 21. Oktober. Cottbus. 2. Sozialforum. Für Gerechtig-
keit, Frieden und Bewahrung der Natur. Das Sozialforum in
Deutschland ist Teil des Weltsozialforums und arbeitet auf der
Grundlage der Charta von Porto Alegre. Näheres: www.sozi-
alforum2007.de.

19. Oktober Lübeck. Wohnungs(bau)genossenschaften in Zei-
ten des Privatisierungswahns. Konferenz der Bundesfraktion
der Linkspartei. Beginn 10.30. Näheres: http://dokumente.
linksfraktion.net/pdfdownloads/7739113275.pdf

20./21.Oktober.Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfa-
len. Landesparteitage Die Linke.

22. Oktober. Berlin. Arbeit familienfreundlich gestalten. Kon-
ferenz der Bundestagsfraktion der Linken. Clara-Zetkin-
Saal, Reichstagsgebäude.

26 bis 28. Oktober. Hamburg. SPD-Bundesparteitag. Vor-
standswahlen und Beschluss über ein neues Programm.

2.bis 4.November.Hamburg.Energiepolitische Konferenz der
Fraktion der Linkspartei im Bundestag.

4. bis 10. November. Leipzig. 21. ord. Gewerkschaftstag der
IG Metall mit Vorstandswahlen.

7. bis 9. November. Potsdam. Bundestagung der Bundesar-
beitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V.: Ist soziale Inte-
gration noch möglich? Die Wohnungslosenhilfe in Zeiten ge-
sellschaftlicher Spaltung. Nähere Info: www.bagw.de.

9./10. November. Hannover. Öffentlich! Weil’s wichtig für alle
ist. Bundesweite Konferenz der Partei und Bundestagsfrak-
tion Die Linke. Hannover Congress Centrum (HCC),Theodor-
Heuss-Platz.Die „Verteidigung des Öffentlichen“,d.h.der po-
litische Einsatz für den Erhalt, die Stabilisierung und Aus-
weitung der öffentlichen Einrichtungen und Unternehmen,
insbesondere derjenigen, die zur Sicherung der Daseinsvor-
sorge und sozialen Teilhabe notwendig sind, gegen Privati-
sierungsbestrebungen; der politische Einsatz für die sachge-
rechte, problemlösungsorientierte (Um-)Gestaltung der öf-
fentlichen Einrichtungen und Unternehmen; das Herstellen
von Transparenz und demokratisch legitimierter Steuerung
der öffentlichen Unternehmen und Einrichtungen; der poli-
tische Ausgleich zwischen den Interessen der Nutzerinnen
und Nutzer öffentlicher Einrichtungen/Dienstleistungen,den
Beschäftigten und der Allgemeinheit; gehört zu den zentra-
len politischen Schwerpunkten der Linken. Das Öffentliche,
die Aufgaben und die Struktur des Staates, des Gemeinwe-
sens steht im Mittelpunkt linker Politik.

9.–11. November. Esslingen. Bundesweiter Frauenworkshop
der Partei Die Linke.

23. bis 25. November. Hamburg. 1. Bildungspolitische Konfe-
renz der Partei Die Linke.

23. bis 25. November. Nürnberg. Bündnis 90/Die Grünen,
Bundesdelegiertenkonferenz.

23. bis 25. November. Prag. II. Kongreß der Europäischen
Linkspartei.

24. November. Berlin. Beratung der BundesAG Kommunal-
politik gemeinsam mit der AG Wirtschaftspolitik der Partei
Die Linken. Schwerpunkt: Kommunales Eigentum.Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1.

30. November. Oldenburg. ALSO goes WISSENSCHAFT:
„Wie Erwerbslosigkeit die Gesellschaft verändert“. Sympo-
sium anlässlich des 25-jährigen Bestehens der ALSO, Ar-

beitslosenselbsthilfe Oldenburg.9 bis 22.30 Uhr,BIS-Saal der
Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg.

2. Dezember. Frankfurt. Mitgliederversammlung des Forums
Kommunistischer Arbeitsgemeinschaften, siehe Einladung
Pol. Ber. Nr. 20 auf Seite 18.

2. bis 4. Dezember. Hannover. CDU: 21. Parteitag (Verab-
schiedung des neuen Grundsatzprogramms)

13. Januar. Berlin. Liebknecht-Luxemburg-Gedenken.

21. Mai 2008. Osnabrück. 97. Deutscher Katholikentag.

24./25. Mai. Ort noch offen. 1. Parteitag der Partei Die Linke.

31. Mai. München. 59. ordentlicher Bundesparteitag der FDP.

Quelle: www.bundestag.de/parlament/wahlen/wahltermine.html 

Vorschau auf Wahlen

Jahr Monat Wo? Was?
Ter-
min

Wahl-
periode

2008 Januar Hessen Landtag 27.1. 5 Jahre

Januar Niedersachsen Landtag 27.1. 5 Jahre

Febr. Hamburg Land/Kom. 24.2. 4 Jahre

März Bayern Kommunal 2.3. 6 Jahre

Mai Schleswig-Holstein Kommunal 25.5. 5 Jahre

Sept. Bayern Landtag 28.9. 5 Jahre

Herbst Brandenburg Kommunal 5 Jahre

2009 Mai Bundesversamml. Bundespräs 23.5. 5 Jahre

Frühj. EU Euro. Parl. 5 Jahre

Frühj. Baden-Württemb. Kommunal 5 Jahre

Frühj. Mecklenb.-Vorp. Kommunal 5 Jahre

Frühj. Rheinland-Pfalz Kommunal 5 Jahre

Frühj. Sachsen Kommunal 5 Jahre

Frühj. Sachsen-Anhalt Kommunal 5 Jahre

Frühj. Thüringen Land/Kom. 5 Jahre

Herbst Bund Bundestag 4 Jahre

Herbst Brandenburg Landtag 5 Jahre

Herbst NRW Kommunal 5 Jahre

Herbst Saarland Landtag 5 Jahre

Herbst Sachsen Landtag 5 Jahre


